Amtsblatt DE
der Europdischen Union Reihe L
2025/2433 5.12.2025

BESCHLUSS (EU) 2025/2433 DER KOMMISSION
vom 29. Juli 2025

iiber die Beihilferegelung SA.51501 (2021/C) (ex 2019/NN) (ex 2018/N) Tschechiens zugunsten von
groflen Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primirproduktion titig sind

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2025) 5149)

(Nur der tschechische Text ist verbindlich)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (im Folgenden ,AEUV*), insbesondere auf
Artikel 108 Absatz 2 erster Unterabsatz,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemifl dem oben genannten Artikel (') und unter Beriicksichtigung
ihrer Stellungnahmen,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1) Mit Schreiben vom 29. Juni 2018 meldete Tschechien bei der Kommission die Beihilferegelung SA.51501 (2018/N)
— Tschechien — Beihilfe fiir Versicherungsprimien fiir grofe Unternehmen an, die die Gewahrung einer Beihilfe fur die
Zahlung von Versicherungsprimien fiir Schiden vorsieht, die durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsver-
haltnisse und Pflanzenschadlinge bzw. Tierseuchen an Kulturen bzw. Nutztieren verursacht wurden (im Folgenden
,Regelung*).

(2) Die Kommission forderte mit Schreiben vom 24. August 2018, 8. Oktober 2018, 17. Dezember 2018, 6. Mirz
2019, 28. Mai 2019 und 8. Januar 2020 zusitzliche Informationen an. Die tschechischen Behorden erteilten mit
Schreiben vom 18. September 2018, 18. Januar 2019, 23. April 2019, 23. September 2019 und 10. Februar 2020
weitere Auskiinfte.

(3)  Die im Rahmen der vorldufigen Priiffung der Regelung gewonnenen Informationen ergaben, dass bestimmte
Beihilfen fiir die Zahlung von Versicherungsprimien fiir Schidden, die durch Naturkatastrophen, widrige
Witterungsverhiltnisse und Pflanzenschddlinge bzw. Tierseuchen an Kulturen bzw. Nutztieren verursacht wurden,
bereits an groffe Unternechmen gewihrt wurden (im Folgenden ,Einzelbeihilfen®). Die tschechischen Behorden
gewihrten diese Beihilfen im Rahmen der Regelung SA.49594 (2017/XA) () nach MafSgabe dessen, dass die
Beihilfeempfinger als KMU eingestuft waren.

(4) Am 12. Januar 2021 erlief§ die Kommission den Beschluss C(2021) 34 final vom 12. Januar 2021 (*) (im Folgenden
,Einleitungsbeschluss®), mit dem sie Tschechien von ihrem Beschluss in Kenntnis setzte, das Verfahren nach
Artikel 108 Absatz 2 AEUV in Bezug auf i) die Einzelbeihilfen und ii) die Regelung einzuleiten. Der Einleitungs-
beschluss wurde im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht (4.

(5)  Die tschechischen Behorden haben mit Schreiben vom 19. Februar 2021 dazu Stellung bezogen.
(6) Die Kommission hat keine Kommentare anderer Beteiligter erhalten.

(7)  Die Kommission verlangte mit Schreiben vom 4. August 2023, 8. Februar 2024 und 6. Juni 2024 zusitzliche
Informationen von den tschechischen Behorden. Die tschechischen Behorden antworteten mit Schreiben vom
24. August 2023, 28. Februar 2024 und 26. Juni 2024.
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(') ABL C 60 vom 19.2.2021, S. 54.

() SA.49594 (2017/XA) Beihilfe fir Versicherungspramien, TAM.
() Ebenda.

(*) Ebenda.
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2. GEGENSTAND DIESES BESCHLUSSES

(8)  Indiesem Beschluss wird gepriift, ob i) die Regelung und ii) die in Erw4gungsgrund 3 genannten Einzelbeihilfen mit
dem Binnenmarkt vereinbar sind.

3. BESCHREIBUNG DER REGELUNG

3.1. Zielsetzung

(9)  Ziel der Regelung ist es, Beihilfen fiir die Zahlung von Versicherungspramien zu gewédhren und so fiir eine breite
Verfiigbarkeit von Versicherungen fir den Sektor der landwirtschaftlichen Primarproduktion zu sorgen.
Versicherungen gelten als wirksames Instrument fiir das Risikomanagement, das Landwirten mehr Schutz vor
unvorhersehbaren Schiden bietet. Die Regelung sieht Beihilfen fir Versicherungsprimien fiir Kulturen und
Nutztiere vor.

3.2 Dauer

(10)  Es wird vorgeschlagen, dass die Regelung ab der Notifizierung des Kommissionsbeschlusses zur Genehmigung der
Regelung bis zum 31. Dezember 2024 gelten soll.

3.3. Rechtsgrundlagen

(11)  Die Rechtsgrundlage bilden die folgenden Rechtsakte:

a)  Gesetz Nr. 252/1997 Slg. uber die Landwirtschaft, in der gednderten Fassung (Zdkon ¢. 252/1997 Sb., o
zemédélstvi, ve znéni pozdéjsich predpisii), insbesondere Paragraph 2da Absatz 2 Buchstabe ¢ und Absatz 3
Buchstabe f;

b)  Regelungsentwurf fir die Gewahrung von Versicherungsbeihilfen fur groffe Unternehmen durch den
Unterstiitzungs- und Garantiefonds fir die Land- und Forstwirtschaft (im Folgenden ,Bewilligungs-
grundsitze®) (Zdsady pro poskytovdni financni podpory pojisténi pro Velké podniky Podprnym a garanénim rolnickym
a lesnickym fondem, a.s.).

3.4. Mittelausstattung

(12) Die Gesamtmittelausstattung der Regelung wird auf 690 Mio. CZK (ca. 25,8 Mio. EUR (%)) geschitzt. Finanziert
werden soll die Beihilfe aus staatlichen Haushaltsmitteln.

(13)  Die Bewilligungsbehorde ist der Unterstiitzungs- und Garantiefonds fiir die Land- und Forstwirtschaft (Podptrny a
garancni rolnicky a lesnicky fond, a.s.). Es handelt sich um eine spezielle staatliche Einrichtung in Form einer
Aktiengesellschaft, an der der Staat zu 100 % beteiligt ist. Sie fungiert als Bewilligungsbehorde auf der Grundlage
von § 2da des Gesetzes Nr. 252/1997 Slg. iiber die Landwirtschaft.

3.5. Beihilfeform

(14)  Die Beihilfe wiirde in Form von Direktzuschiissen gezahlt. Die tschechischen Behorden sind der Auffassung, dass
diese Beihilfeform am besten geeignet ist, um die Kosten fiir Versicherungsprimien zu decken.

3.6. Beihilfeempfinger

(15) Die Regelung soll grofen Unternehmen zugutekommen, die in der landwirtschaftlichen Primarproduktion titig
sind.

(16)  Die Zahl der Beihilfeempfanger wird auf iber 1 000 geschitzt.

(17)  Die tschechischen Behérden bestitigten, dass Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Randnummer 33
Absatz 63 der Rahmenregelung fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten (°)
(im Folgenden ,Rahmenregelung von 2023*) von Beihilfen im Rahmen der Regelung ausgeschlossen sind.

() Erwagungsgrund 6 des Einleitungsbeschlusses. Der Wechselkurs CZK/EUR zum Zeitpunkt der Anmeldung dieser Regelung (29. Juni
2018) betrug 1 CZK = 0,03841 EUR.
() ABL C485vom 21.12.2022,S. 1.

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2025/2433/oj



ABL. L vom 5.12.2025

DE

(18)

(20)

(21)

(22)

(23)

Ebenso haben sich die tschechischen Behorden verpflichtet, die Zahlung der Beihilfe auszusetzen, falls dem
Beihilfeempfinger noch eine frithere rechtswidrige Beihilfe zur Verfiigung steht, die durch einen (eine Einzelbeihilfe
oder eine Beihilferegelung betreffenden) Kommissionsbeschluss fur mit dem Binnenmarkt unvereinbar erkldrt
wurde, bis der Beihilfeempfinger den Gesamtbetrag der rechtswidrigen und mit dem Binnenmarkt unvereinbaren
Beihilfe, einschlieflich der entsprechenden Riickforderungszinsen, zuriickgezahlt oder auf ein Sperrkonto
tiberwiesen hat.

3.7. Weitere Angaben

Mit der Anmeldung beabsichtigt Tschechien, die bestehende Beihilfemaffnahme SA.49594 (2017/XA), die seit dem
1. Januar 2018 in Kraft ist, zu ergdnzen (). Diese Mafnahme wurde auf Grundlage der Verordnung
(EU) Nr. 702/2014 der Kommission (*) (im Folgenden ,Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft®)
freigestellt und beschrinkte sich auf KMU. Mit der Anmeldung beabsichtigt Tschechien daher, die Grundlage fiir
Beihilfen zugunsten grofler Unternehmen zu schaffen.

Nach der nationalen Rechtsgrundlage fallen unter den Begriff ,Naturkatastrophen® Erdbeben, Lawinen, Erdrutsche
und Uberschwemmungen, Tornados und auf natiirliche Weise eintretende Waldbrinde. ,Widrige Witterungs-
verhiltnisse sind widrige Witterungsbedingungen wie Frost, Stiirme und Hagel, Eis, schwere oder anhaltende
Regenfille, Diirren oder andere ungiinstige klimatische Bedingungen. ,Pflanzenschédlinge” sind alle Arten, Sorten
und Biotypen von Pflanzen, Tieren und Krankheitserregern, die fiir Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse schidlich
sind.

Beihilfen fiir Versicherungen zur Deckung von Schéden an Kulturen

Beihilfen konnen Erzeugern gewidhrt werden, die im eigenen Namen eine Versicherung fiir Kulturen abschliefen
und mindestens 1 000 CZK (ca. 37,40 EUR) an Pramien fiir das betreffende Jahr zahlen. Walder und forstwirt-
schaftliche Baumschulen gelten nicht als Kulturen.

Die Beihilfeintensitdt hdngt von der Art der Kulturen ab und liegt zwischen 35 % und 65 % der dokumentierten
Versicherungskosten fiir Sonderkulturen fir das betreffende Jahr. Bei anderen Kulturen liegt die Beihilfeintensitit
zwischen 10 % und 50 % der dokumentierten Versicherungskosten fuir das betreffende Jahr.

,Sonderkulturen“ sind insbesondere:

a)  Dauerkulturen, einschlieflich Baumschulen, d. h.: Reben, Hopfen, Obst (Aprikosen, Apfel, Birnen, Kirschen,
Pfirsiche, Johannisbeeren, Stachelbeeren, Niisse, Mandeln, Quitten, Pflaumen, Zwetschgen, Reineclaudes,
Himbeeren, Brombeeren, Ebereschen, schwarze Ebereschen, Kastanien);

b)  Erdbeeren;

¢)  Kartoffeln;

d)  Zuckerriiben;

e)  Gemiise;

f)  Zierpflanzen, einschlieflich Pflanzenschulen, Heil-, Duft- und Gewiirzpflanzen, Mohn;
g)  Faserpflanzen (Flachs und Hanf);

h)  Erzeugung von Gras und Klee, die zur Aussaat angebaut werden.

Beihilfen fiir Versicherungen zur Deckung von Schiden an Nutztieren

Beihilfen konnen Nutztierhaltern gewidhrt werden, die im eigenen Namen eine Versicherung fiir Nutztiere
abschlieen und mindestens 1 000 CZK (ca. 37,40 EUR) an Pramien fiir das betreffende Jahr zahlen.

() Vor dem 1. Januar 2018 wurden Beihilfen auf der Grundlage von SA.40185 (2014/XA) gewihrt.

() Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen
im Agrar- und Forstsektor und in ldndlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL. L 193 vom 1.7.2014, S. 1, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2014/702/oj).
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(27)
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Die Beihilfeintensitit variiert zwischen 35 % und 65 % der dokumentierten Versicherungskosten.

Weitere Bedingungen

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass die Versicherungszahlungen auf Entschiddigungen beschrinkt sein
miissen, die nicht iiber die Kosten fiir die Beseitigung der durch die betreffenden Ereignisse verursachten Schiden
hinausgehen (Erwigungsgrund 20), und dass lediglich die tatsichliche Produktion vor dem Schadensereignis
abgedeckt werden kann. Aufferdem machten die Versicherungsvertrige keine Auflagen beziiglich Art und Menge
der kiinftigen Produktion.

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass die Beihilfen nicht auf Versicherungen einer einzigen Versicherungsge-
sellschaft oder Versicherungsgruppe beschrankt sein diirfen und nicht davon abhingig gemacht werden konnen,
dass der Versicherungsvertrag mit einer in Tschechien ansissigen Versicherungsgesellschaft abgeschlossen wird.

Antragsteller miissen einen Versicherungsvertrag mit einer Versicherungsgesellschaft abschlieSen, die eine
Kooperationsvereinbarung mit der Bewilligungsbehorde geschlossen hat (°). Jeder Versicherungsanbieter kann den
Abschluss einer solchen Kooperationsvereinbarung mit der Bewilligungsbehorde beantragen.

Gemif$ der nationalen Rechtsgrundlage und wie von den tschechischen Behorden bestitigt, muss der Beihilfeantrag
vor Zahlung der Versicherungspramie gestellt werden.

Ein solcher Beihilfeantrag muss die folgenden Angaben enthalten: Name des Antragstellers und Grofe des
Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der Titigkeit, einschlieflich Standort sowie Zeitpunkt des
Beginns und des Abschlusses des Vorhabens, fiir die Durchfihrung benétigter Beihilfebetrag und beihilfefihige
Kosten.

Antragsteller miissen in ihrem Antrag die Situation, die ohne Beihilfe bestehen wiirde (kontrafaktische
Fallkonstellation), beschreiben und ihre im Antrag vorgenommenen Ausfithrungen zur kontrafaktischen
Fallkonstellation durch Nachweise untermauern. Die Bewilligungsbeh6rde muss nach Eingang eines Antrags die
Plausibilitdt der kontrafaktischen Fallkonstellation priifen und bestitigen, dass die Beihilfe den erforderlichen
Anreizeffekt hat.

Die Beihilfe kann nicht mit Beihilfen aus anderen lokalen, regionalen, nationalen oder Unionsregelungen oder mit
Ad-hoc-Beihilfen zur Deckung derselben beihilfefdhigen Kosten kumuliert werden.

Die Beihilfehochstintensitit und der Beihilfebetrag werden von der Bewilligungsbehorde zum Zeitpunkt der
Gewihrung der Beihilfe in nichtdiskriminierender Weise berechnet. Die beihilfefihigen Kosten sind durch klare und
aktuelle schriftliche Unterlagen zu belegen. Fiir die Berechnung der Beihilfeintensitit und der beihilfefahigen Kosten
miissen die Betrdge vor Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen werden.

Die Mehrwertsteuer (MwSt) ist nicht beihilfefdhig, es sei denn, sie wird nicht nach nationalem Recht riickerstattet.

Die tschechischen Behorden erklirten, dass die Regelung keine Auswirkungen auf die Umwelt haben diirfte, da sie
sich ausschlielich auf Beihilfen fiir die Zahlung von Versicherungspriamien beziehe.

Die Mafinahme selbst ist nicht im tschechischen Strategieplan (im Folgenden ,TSP“) enthalten, doch stand die
Regelung mit dem allgemeinen Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Forderung eines wettbewerbsfihigen
und krisenfesten Agrarsektors gemif Artikel 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europdischen
Parlaments und des Rates (°) sowie mit dem spezifischen GAP-Ziel der Forderung tragfihiger landwirtschaftlicher
Einkommen sowie der Widerstandsfahigkeit des Agrarsektors und der Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit
landwirtschaftlicher Betriebe gemaf Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a und b der genannten Verordnung im Einklang.

() Eine Liste der betreffenden Versicherungsunternehmen ist abrufbar unter: https://www.pgrlf.cz/programy/podpora-pojisteni-2/

podpora-pojisteni/spolupracujici-pojistovny/.

(") Verordnung (EU) 2021/2115 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften fiir die
Unterstiitzung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Europaischen
Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL) und den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) zu finanzierenden Strategiepline (GAP-Strategiepline) und zur Aufthebung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 (ABI. L 435 vom 6.12.2021, S. 1, ELIL: http://data.europa.eu/eli/reg/2021/2115/0j).
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(41)

(42)

(43)

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass sie in der Beihilfentransparenzdatenbank der Europiischen
Kommission (') den vollstindigen Wortlaut der Regelung und ihrer Durchfithrungsbestimmungen oder
Rechtsgrundlage, die Identitdt der Bewilligungsbehorde und die Identitit der Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen
von mehr als 60 000 EUR erhalten, veroffentlichen werden (*?). Die tschechischen Behorden bestitigten ferner, dass
diese Informationen verdffentlicht werden, nachdem der Beschluss zur Gewahrung der Beihilfe erlassen wurde,
mindestens 10 Jahre lang aufbewahrt und ohne Einschrinkungen offentlich zuginglich sein werden.

Die tschechischen Behorden haben sich verpflichtet, die Regelung an die neuen Vorschriften anzupassen (), die seit
dem 1. Januar 2023 in Kraft sind, und sie auf die Regelung anzuwenden (*4).

4. BESCHREIBUNG DER EINZELBEIHILFEN

4.1. Zielsetzung
Ziel der Einzelbeihilfen war es, fiir eine breite Verfiigbarkeit von Versicherungen fiir den Agrarsektor durch einen

anteiligen Ausgleich der Kosten fiir Versicherungsprimien zu sorgen. Die beihilfefihige Versicherung deckte
Kulturen und Nutztiere ab.

4.2. Dauer

Die Einzelbeihilfen wurden vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2022 gewihrt.

4.3. Rechtsgrundlagen

Tschechien gewihrte die Einzelbeihilfen auf der Grundlage der Regelung SA.49594 (2017/XA).

4.4. Mittelausstattung

Die Mittel fur die Einzelbeihilfen wurden nicht festgelegt. Wihrend im Rahmen des férmlichen Priifverfahrens ein
Empfinger einer solchen Einzelbeihilfe ermittelt werden konnte (Erwidgungsgrund 261), konnten auch andere
Beihilfeempfinger die Einzelbeihilfe erhalten haben. In jedem Fall wurden die Einzelbeihilfen aus staatlichen Mitteln
finanziert.

Die Bewilligungsbehorde war der Unterstiitzungs- und Garantiefonds fiir die Land- und Forstwirtschaft (Podpiirny a
garancni rolnicky a lesnicky fond, a.s.). Es handelt sich um eine spezielle staatliche Einrichtung in Form einer
Aktiengesellschaft, die zu 100 % in Staatsbesitz ist. Sie fungiert als Bewilligungsbehorde auf der Grundlage von
§ 2da des Gesetzes Nr. 252/1997 Slg. tiber die Landwirtschaft.

4.5. Beihilfeform

Die Einzelbeihilfe wurde in Form von Direktzuschiissen gewdhrt. Die tschechischen Behorden waren der
Auffassung, dass diese Beihilfeform am besten geeignet sei, um die Kosten fiir Versicherungspriamien zu decken.

4.6. Beihilfeempfinger

Die Empfinger der Einzelbeihilfe waren grofSe Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primarproduktion titig
sind.

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Randnummer 33
Absatz 63 der Rahmenregelung fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten von
Beihilfen ausgeschlossen waren.

(") https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public/search/home/.

(") Gemaf Teil I Abschnitt 3.2.4 der Rahmenregelung sind die Mitgliedstaaten gemifl der Rahmenregelung von 2014 verpflichtet, die
Namen der Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen in Hohe von mehr als 10 000 EUR und nicht mehr als 60 000 EUR erhalten, zu
veroffentlichen. Die tschechischen Behorden haben sich verpflichtet, die Regelung an die neuen Vorschriften anzupassen
(Erwdgungsgrund 38).

() Rahmenregelung der Europdischen Union fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten 2014-2020.

(*) Mit Schreiben vom 21. Februar 2023 erteilte Tschechien seine vorbehaltlose Zustimmung zur Anderung seiner bestehenden Beihilfere-
gelungen, um der Rahmenregelung von 2023 bis spitestens 30. Juni 2023 nachzukommen.
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Ebenso wurde keine Einzelbeihilfe an Beihilfeempfianger gezahlt, denen noch eine frithere rechtswidrige Beihilfe zur
Verfigung stand, die durch einen (eine Einzelbeihilfe oder eine Beihilferegelung betreffenden) Kommissions-
beschluss fiir mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklirt wurde, bis der Beihilfeempfinger den Gesamtbetrag der
rechtswidrigen und mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfe, einschlieflich der entsprechenden Riickforde-
rungszinsen, zuriickgezahlt oder auf ein Sperrkonto tiberwiesen hatte.

4.7. Weitere Angaben

Nach der Regelung SA.49594 (2017/XA) fallen unter den Begriff ,Naturkatastrophen“ Erdbeben, Lawinen,
Erdrutsche und Uberschwemmungen, Tornados und auf natiirliche Weise eintretende Waldbrande. ,Widrige
Witterungsverhaltnisse* sind widrige Witterungsbedingungen wie Frost, Stiirme und Hagel, Eis, schwere oder
anhaltende Regenfille, Diirren oder andere ungiinstige klimatische Bedingungen. ,Pflanzenschidlinge” sind alle
Arten, Sorten und Biotypen von Pflanzen, Tieren und Krankheitserregern, die fiir Pflanzen und pflanzliche
Erzeugnisse schadlich sind.

Beihilfen fiir Versicherungen zur Deckung von Schiden an Kulturen

Die Beihilfe konnte Erzeugern gewihrt werden, die im eigenen Namen eine Versicherung fiir Anbaukulturen
abgeschlossen und mindestens 1 000 CZK (ca. 37,40 EUR) an Pramien fiir das betreffende Jahr gezahlt hatten.
Wiilder und forstwirtschaftliche Baumschulen gelten nicht als Kulturen.

Die Beihilfeintensitit hing von der Art der Kulturen ab und lag zwischen 35 % und 65 % der dokumentierten
Versicherungskosten fiir Sonderkulturen fiir das betreffende Jahr. Bei anderen Kulturen lag die Beihilfeintensitit
zwischen 10 % und 50 % der dokumentierten Versicherungskosten fiir das betreffende Jahr.

,Sonderkulturen“ sind insbesondere:

a)  Dauerkulturen, einschlieRlich Baumschulen, d. h.: Reben, Hopfen, Obst (Aprikosen, Apfel, Birnen, Kirschen,
Pfirsiche, Johannisbeeren, Stachelbeeren, Niisse, Mandeln, Quitten, Pflaumen, Zwetschgen, Reineclaudes,
Himbeeren, Brombeeren, Ebereschen, schwarze Ebereschen, Kastanien);

b)  Erdbeeren;

¢)  Kartoffeln;

d)  Zuckerriiben;

e)  Gemiise;

f) Zierpflanzen, einschlieflich Pflanzenschulen, Heil-, Duft- und Gewiirzpflanzen, Mohn;

g)  Faserpflanzen (Flachs und Hanf);

h)  Erzeugung von Gras und Klee, die zur Aussaat angebaut werden.

Beihilfen fiir Versicherungen zur Deckung von Schéden an Nutztieren

Die Beihilfe konnte Nutztierhaltern gewihrt werden, die im eigenen Namen eine Versicherung fir Nutztiere
abgeschlossen und mindestens 1 000 CZK (ca. 37,40 EUR) an Pramien fiir das betreffende Jahr gezahlt hatten.

Die Beihilfeintensitit variierte zwischen 35 % und 65 % der dokumentierten Versicherungskosten.

Weitere Bedingungen

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass die Versicherungszahlungen auf Entschddigungen beschrankt sein
mussten, die nicht iiber die Kosten fiir die Beseitigung der durch die betreffenden Ereignisse verursachten Schiden
hinausgehen (Erwidgungsgrund 20), und dass lediglich die tatsichliche Produktion vor dem Schadensereignis
abgedeckt werden konnte. Auflerdem machten die Versicherungsvertrige keine Auflagen beziiglich Art und Menge
der kiinftigen Produktion.
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Die tschechischen Behorden bestitigten, dass die Beihilfen nicht auf Versicherungen einer einzigen Versicherungsge-
sellschaft oder Versicherungsgruppe beschrinkt sein diirfen und nicht davon abhingig gemacht werden konnten,
dass der Versicherungsvertrag mit einer in Tschechien anséssigen Versicherungsgesellschaft abgeschlossen wurde.

Antragsteller mussten einen Versicherungsvertrag mit einer Versicherungsgesellschaft abschlieen, die eine
Kooperationsvereinbarung mit der Bewilligungsbehorde geschlossen hatte (**). Jeder Versicherungsanbieter konnte
den Abschluss einer solchen Kooperationsvereinbarung mit der Bewilligungsbehérde beantragen.

Nach der Regelung SA.49694 (2017/XA) und wie von den tschechischen Behorden bestitigt, musste der
Beihilfeantrag vor Zahlung der Versicherungspriamie gestellt werden.

Ein solcher Beihilfeantrag musste die folgenden Angaben enthalten: Name des Antragstellers und Grofe des
Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der Titigkeit, einschlieflich Standort sowie Zeitpunkt des
Beginns und des Abschlusses des Vorhabens, fiir die Durchfihrung benotigter Beihilfebetrag und beihilfefahige
Kosten.

Die Beihilfe konnte nicht mit Beihilfen aus anderen lokalen, regionalen, nationalen oder Unionsregelungen oder mit
Ad-hoc-Beihilfen zur Deckung derselben beihilfefihigen Kosten kumuliert werden.

Die Beihilfehochstintensitit und der Beihilfebetrag wurden von der Bewilligungsbehorde zum Zeitpunkt der
Gewihrung der Beihilfe in nichtdiskriminierender Weise berechnet. Die beihilfefdhigen Kosten waren durch klare
und aktuelle schriftliche Unterlagen zu belegen. Fiir die Berechnung der Beihilfeintensitdt und der beihilfefihigen
Kosten mussten die Betrdge vor Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben herangezogen werden.

Die Mehrwertsteuer war nicht beihilfefahig, es sei denn, sie wurde nicht nach nationalem Recht riickerstattet.

Die tschechischen Behorden erklirten, dass die Behilfe keine Auswirkungen auf die Umwelt hatte, da sie sich
ausschlieflich auf die anteilige Zahlung von Versicherungspramien bezog.

Die Mafinahme selbst ist nicht im tschechischen Strategieplan (im Folgenden ,TSP“) oder im tschechischen
Programm fur lindliche Entwicklung fir 2014-2020 enthalten, doch steht das Ziel der Beihilfe mit dem
allgemeinen Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der Forderung eines wettbewerbsfahigen und krisenfesten
Agrarsektors sowie mit dem spezifischen GAP-Ziel der Forderung tragfihiger landwirtschaftlicher Einkommen
sowie der Widerstandsfihigkeit des Agrarsektors und der Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit landwirtschaftlicher
Betriebe im Einklang.

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass sie in der Beihilfentransparenzdatenbank der Europdischen
Kommission (**) den vollstindigen Wortlaut der Mafinahme ihrer Durchfithrungsbestimmungen oder
Rechtsgrundlage, die Identitdt der Bewilligungsbeh6rde und die Identitdt der Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen
von mehr als 60 000 EUR erhalten, veroffentlichen werden (7). Die tschechischen Behorden bestdtigten ferner, dass
diese Informationen verdffentlicht werden, nachdem der Beschluss zur Gewihrung der Beihilfe erlassen wurde,
mindestens 10 Jahre lang aufbewahrt und ohne Einschrinkungen offentlich zuginglich sein werden.

5. GRUNDE FUR DIE EINLEITUNG DES VERFAHRENS NACH ARTIKEL 108 ABSATZ 2 AEUV

Wie in Erwidgungsgrund 67 des Einleitungsbeschlusses dargelegt, leitete die Kommission das Verfahren gemaifs
Artikel 108 Absatz 2 AEUV aus folgenden Griinden ein:

a) In Bezug auf die Regelung hatte die Kommission Zweifel hinsichtlich des Zeitpunkts, zu dem die
Unternehmen ihre Beihilfeantrdge stellen mussten. Die Kommission duflerte daher auch Zweifel daran, dass
diese Regelung das (formale) Kriterium des Anreizeffekts erfiillte.

() Eine Liste der betreffenden Versicherungsunternehmen ist abrufbar unter: https://www.pgrlf.cz/programy/podpora-pojisteni-2/
podpora-pojisteni/spolupracujici-pojistovny/.

(%) https:/[webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public/search/home/.

(V) Gemaf Teil I Abschnitt 3.2.4 der Rahmenregelung sind die Mitgliedstaaten gemif8 der Rahmenregelung von 2014 verpflichtet, die
Namen der Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen in Hohe von mehr als 10 000 EUR und nicht mehr als 60 000 EUR erhalten, zu
verdffentlichen. Die tschechischen Behorden haben sich verpflichtet, die Regelung an die neuen Vorschriften anzupassen
(Erwagungsgrund 38).
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b)  Was die Einzelbeihilfen fuir grofle Unternehmen betrifft, so hatte die Kommission Zweifel hinsichtlich der
Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation und des Zeitpunkts der Antragstellung. Die Kommission
duflerte daher Zweifel daran, dass eine solche Beihilfe mit dem geltenden Beihilferecht, insbesondere mit dem
Kriterium des Anreizeffekts, vereinbar ist. Insbesondere hegte die Kommission Zweifel in Bezug auf die
Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation und den Zeitpunkt der Antragstellung.

5.1. Zweifel an der Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt

(66) Im Einklang mit Artikel 107 Absatz 3 AEUV kann die Beihilfe nur dann als mit dem Binnenmarkt vereinbar
betrachtet werden, wenn auf diese einer der in diesem Artikel vorgesehenen Ausnahmetatbestinde zutrifft. In den
vorliegenden Fillen priifte die Kommission, ob die Ausnahmeregelung nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢
AEUV anwendbar war.

(67)  Im Einklang mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV konnen Beihilfen zur Forderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, soweit sie die
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verdndern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlduft.

(68)  Im Einleitungsbeschluss beurteilte die Kommission die Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt angesichts
der Rahmenregelung der Europiischen Union fur staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen
Gebieten 2014-2020 (**) (nachfolgend ,Rahmenregelung von 2014“), die zum betreffenden Zeitpunkt in Kraft war.

(69)  Konkret hat die Kommission die Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt anhand von Teil 1 Kapitel 3
(,Gemeinsame Bewertungsgrundsitze“) der Rahmenregelung von 2014 gepriift.

(70)  Im Rahmen dieser Bewertung duflerte die Kommission Zweifel daran, dass die Regelung gemifs Artikel 107
Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar war, weil Zweifel in Bezug auf den Zeitpunkt der
Antragstellung bestanden.

Zeitpunkt der Antragstellung

(71)  Gemifl Randnummer 66 der Rahmenregelung von 2014 kann eine Beihilfe nur dann als mit dem Binnenmarkt
vereinbar angesehen werden, wenn sie das Verhalten eines Unternehmens dahin gehend 4ndert, dass es durch
zusitzliche Tatigkeiten, die es ohne die Beihilfe entweder nicht, nur in geringerem Umfang oder auf andere Weise
ausiiben wiirde, einen Beitrag zur Entwicklung des Sektors leistet.

(72)  Gemifl Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2014 schliefit die Kommission einen Anreizeffekt fiir den
Beihilfeempfinger aus, wenn die Arbeiten an dem betreffenden Vorhaben oder die betreffenden Titigkeiten bereits
aufgenommen wurden, bevor der Empfinger bei den nationalen Behorden einen Beihilfeantrag gestellt hat.

(73)  Gemifl Randnummer 35 Absatz 25 der Rahmenregelung von 2014 bezeichnet der Ausdruck ,Beginn der Arbeiten
am Projekt oder der Tatigkeit“ entweder die effektive Aufnahme der Tatigkeiten bzw. der Bauarbeiten fiir die
Investition oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausriistung bzw. Inanspruchnahme
von Dienstleistungen, oder eine andere Verpflichtung, die das Projekt oder die Tatigkeit unumkehrbar macht.

(74)  Nach den Vorschriften der Regelung muss der Beihilfeantrag nach Abschluss des Versicherungsvertrags, aber vor
Zahlung der Versicherungsprimie gestellt werden (Erwdgungsgrund 29).

(75) In Erwidgungsgrund 66 des Einleitungsbeschlusses duflerte die Kommission Zweifel daran, dass ein solches
nationales Verfahren mit Randnummer 35 Absatz 25 der Rahmenregelung von 2014 im Einklang steht,
insbesondere in Bezug auf die Frage, ob die Beihilfeantrdge vor dem ,Beginn der Arbeiten am Projekt oder der
Tatigkeit” im Sinne dieser Randnummer eingereicht werden. Die Kommission vertrat die vorldufige Auffassung,
dass im vorliegenden Fall der Abschluss eines Versicherungsvertrags die erste rechtsverbindliche Verpflichtung
darstellt und dass dieser Zeitpunkt daher als ,Beginn der Arbeiten am Projekt oder der Tatigkeit” zu betrachten ist.
Die Kommission kam daher zu dem vorldufigen Schluss, dass zur Einhaltung von Randnummer 70 der
Rahmenregelung von 2014 die Antrdge nicht nur vor Zahlung der Versicherungsprimie, sondern auch vor
Abschluss des Versicherungsvertrags gestellt werden sollten.

(%) ABL C 204 vom 1.7.2014, S. 1.
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Auf der Grundlage dieser Erwidgungen duflerte die Kommission Zweifel daran, dass die Regelung mit dem
Beihilferecht in Bezug auf den Anreizeffekt im Einklang stand (**).

Aus diesen Griinden leitete die Kommission das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV ein und forderte alle
moglicherweise von dieser Beihilfe betroffenen Dritten sowie Tschechien zur Stellungnahme auf. Gleichzeitig
forderte die Kommission Tschechien auf, alle Informationen vorzulegen, die fiir die Beurteilung der Beihilfe
hilfreich sein konnten.

5.2. Zweifel an der Rechtmifigkeit der Einzelbeihilfe

In ihrem Einleitungsbeschluss verwies die Kommission auf die im Rahmen der vorldufigen Priifung eingeholten
Marktinformationen, aus denen hervorgeht, dass bestimmten grofen Unternehmen, die von der
Bewilligungsbehorde zum Zeitpunkt der Gewidhrung filschlicherweise als KMU eingestuft worden waren,
Einzelbeihilfen gewdhrt wurden. Die Kommission war der Auffassung, dass eine solche Bewertung aus rein
formalen Griinden erfolgt war (%), d. h. indem ausschlieflich die formale Erfiillung der Kriterien fiir die Definition
eines KMU gepriift wurde, ohne die wirtschaftliche Realitdt und die in den Erwdgungsgriinden 58 bis 61 des
Einleitungsbeschlusses dargelegten Grundsitze der Rechtsprechung zu beriicksichtigen. Die Kommission war der
Auffassung, dass Tschechien Beihilfeempfingern bereits Beihilfen gewahrt hatte, die zum Zeitpunkt der Gewahrung
der Beihilfe moglicherweise nicht der KMU-Definition entsprachen () und daher die Regelung
SA.49594 (2017/XA) nicht in Anspruch nehmen konnten. Die Kommission war daher der Auffassung, dass eine
solche Einzelbeihilfe, die bereits vor der Anmeldung der Regelung und somit vor ihrer Genehmigung gewihrt
wurde, rechtswidrig war, da sie unter Verstofd gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV gewihrt wurde ().

Die von der Kommission im Einleitungsbeschluss dargelegte Erwdgung beruhte auf ihrer Auslegung von Anhang I
Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft, wie in Erwdgungsgrund 61 dieses
Beschlusses erldutert. Die Kommission wies darauf hin, dass sich ihre Auslegung auf die Rechtsprechung des
Gerichtshofs und des Gerichts der Europiischen Union (im Folgenden ,Unionsgerichte®) stiitzte, die sich am
Grundsatz des effet utile orientiert.

5.3. Zweifel an der Vereinbarkeit der Einzelbeihilfe mit dem Binnenmarkt

Im Einklang mit Artikel 107 Absatz 3 AEUV kann die Beihilfe nur dann als mit dem Binnenmarkt vereinbar
betrachtet werden, wenn auf diese einer der in diesem Artikel vorgesehenen Ausnahmetatbestinde zutrifft. In den
vorliegenden Fillen priifte die Kommission, ob die Ausnahmeregelung nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢
AEUV anwendbar war.

Im Einklang mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV kénnen Beihilfen zur Férderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, soweit sie die
Handelsbedingungen nicht in einer Weise veridndern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderluft.

Im Einleitungsbeschluss beurteilte die Kommission die Vereinbarkeit der Einzelbeihilfe mit dem Binnenmarkt
angesichts der Rahmenregelung von 2014, die zum betreffenden Zeitpunkt in Kraft war.

Konkret hat die Kommission die Vereinbarkeit der Einzelbeihilfe mit dem Binnenmarkt anhand von Teil I Kapitel 3
(,Gemeinsame Bewertungsgrundsitze“) der Rahmenregelung von 2014 bewertet.

Im Rahmen dieser Bewertung duflerte die Kommission Zweifeln daran, dass die gewihrte Beihilfe gemifl
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar war, insbesondere in Bezug auf das
Vorliegen eines Anreizeffekts. In diesem Zusammenhang hat die Kommission zwei Voraussetzungen gepriift:
Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation und Zeitpunkt der Antragstellung.

rwigungsgrund 66 des Einleitungsbeschlusses.
rwigungsgrund 57 des Einleitungsbeschlusses.
rwigungsgrund 62 des Einleitungsbeschlusses.
rwagungsgrund 42 des Einleitungsbeschlusses.
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Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation

(85)  Gemifl Randnummer 72 der Rahmenregelung von 2014 miissen Beihilfeempfinger, bei denen es sich um grof3e
Unternehmen handelt, im Bethilfeantrag die Situation beschreiben, die ohne Beihilfe bestehen wiirde, d. h. die
kontrafaktische Fallkonstellation oder das alternative Vorhaben oder die alternative Tatigkeit. Die kontrafaktische
Fallkonstellation muss durch Nachweise untermauert werden und die Bewilligungsbehorde muss ihre Plausibilitit
pritfen und den Anreizeffekt bestitigen.

(86)  Zum Zeitpunkt des Einleitungsbeschlusses hatte die Kommission Zweifel, ob diese Anforderung im Falle grofSer
Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen gemif Erwigungsgrund 3 erhalten haben, eingehalten wurde. Die
Kommission war der Auffassung, dass diese Bedingung nicht erfiillt war, da die KMU-Definition im
Zusammenhang mit der Umsetzung der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung
SA.49594 (2017/XA) falsch angewandt wurde.

(87) In diesem Zusammenhang verwies die Kommission im Einleitungsbeschluss auf bestimmte Elemente der KMU-
Definition in Anhang I der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft und auf die einschldgige
Rechtsprechung der Unionsgerichte (), auf die auch in den Erwigungsgriinden 78 und 79 dieses Beschlusses
Bezug genommen wird.

(88)  Bei den unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilfeempfangern musste es sich um KMU handeln, und daher
bestand fiir diese keine Pflicht, eine kontrafaktische Fallkonstellation vorzulegen. Folglich dufSerte die Kommission
Zweifel, ob die Empfinger der Einzelbeihilfe die kontrafaktische Fallkonstellation vorgelegt hatten, mit der der
Anreizeffekt der Beihilfe zu belegen war ().

Zeitpunkt der Antragstellung

(89) Gemifl Randnummer 66 der Rahmenregelung von 2014 kann eine Beihilfe nur dann als mit dem Binnenmarkt
vereinbar angesehen werden, wenn sie das Verhalten eines Unternechmens dahin gehend dndert, dass es durch
zusitzliche Tatigkeiten, die es ohne die Beihilfe entweder nicht, nur in geringerem Umfang oder auf andere Weise
ausiiben wiirde, einen Beitrag zur Entwicklung des Sektors leistet.

(90) Gemifl Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2014 schlieSt die Kommission einen Anreizeffekt fiir den
Beihilfeempfinger aus, wenn die Arbeiten an dem betreffenden Vorhaben oder die betreffenden Titigkeiten bereits
aufgenommen wurden, bevor der Empfinger bei den nationalen Behorden einen Beihilfeantrag gestellt hat.

(91)  Gemifl Randnummer 35 Absatz 25 der Rahmenregelung von 2014 bezeichnet der Ausdruck ,Beginn der Arbeiten
am Projekt oder der Tatigkeit“ entweder die effektive Aufnahme der Tatigkeiten bzw. der Bauarbeiten fur die
Investition oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausriistung bzw. Inanspruchnahme
von Dienstleistungen, oder eine andere Verpflichtung, die das Projekt oder die Titigkeit unumkehrbar macht.

(92)  Im vorliegenden Fall musste der Beihilfeantrag nach Abschluss des Versicherungsvertrags, aber vor Zahlung der
Versicherungspriamie gestellt werden (Erwdgungsgrund 29 dieses Beschlusses).

(93) In Erwidgungsgrund 62 des Einleitungsbeschlusses duflerte die Kommission Zweifel, ob die Beihilfeempfinger, die
aufgrund ihrer fehlerhaften Einstufung als KMU eine Einzelbeihilfe erhalten hatten, eine kontrafaktische
Fallkonstellation vorgelegt hatten.

(94)  Die Kommission hat daher beschlossen, wegen der Einzelbeihilfen das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV
einzuleiten, ,wegen Zweifeln im Zusammenhang mit der Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation und dem
Zeitpunkt der Antragstellung” (**).

6. BEMERKUNGEN TSCHECHIENS

(95)  Tschechien teilte der Kommission mit, dass im Rahmen der Regelung kein Aufruf zur Einreichung von
Beihilfeantrigen ergangen sei. Daher sei vor dem Zeitpunkt der Ubermittlung der Stellungnahme der tschechischen
Behorden zum Einleitungsbeschluss keine Beihilfe im Rahmen der Regelung gewihrt worden.

(96)  Tschechien teilte der Kommission mit, dass bei der Standardpriifung der administrativen Folgemafinahmen mehrere
Beihilfeempfinger im Rahmen der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung SA.49594 (2017/XA)
als grofe Unternehmen eingestuft worden seien. Da es zu diesem Zeitpunkt keine Rechtsgrundlage fir grofie
Unternehmen gab und die unter die Gruppenfreistellung fallende Beihilferegelung auf KMU beschrinkt war
(Erwidgungsgrund 19), fithrte Tschechien Riickforderungsverfahren fir diese Beihilfeempfinger ein. Tschechien
legte eine Liste der Beihilfeempfinger vor, die von der Riickforderung betroffen waren.

(**) Erwagungsgriinde 58 bis 61 des Einleitungsbeschlusses.
(**) Erwagungsgriinde 62 und 67, erster Aufzdhlungspunkt des Einleitungsbeschlusses.
(¥) Erwagungsgrund 67, erster Aufzahlungspunkt des Einleitungsbeschlusses.
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Tschechien tibermittelte ferner die folgende Liste anderer gepriifter Beihilfeempfanger, bei denen nach Angaben der
tschechischen Behorden bei der Ex-post-Kontrolle keine Unregelméfigkeiten festgestellt wurden: AGROPARKL
s.r.0., Podnik pro vyrobu vajec v Kosickach s.r.o., Zemédélsky podnik Kvasicko, a.s.,, MEZILEST s.r.0., MORAVA-
HOP s.r.0., AGRO Jesenice u Prahy a.s., ZEPOS a.s., AGROSERVIS 1. zemédélska a.s. Visnové, JAROS s.r.0., Zea a.s.,
ZEV Saratice a. s, Agro druzstvo Sebranice PROVEM a.s. Havlickiiv Brod, Zemédélské druzstvo Radiméf,
Zemédelské druzstvo Kvétnd, Zeméd€lské druzstvo Vendoli, Rosténice a.s., Agria a.s., ZD Krdsnd Hora nad Vltavou
a.s., Zemedelske druzstvo Dolany, CESKA VEJCE FARMS, s.r.o., DRUKO STRIZOV s.r.0., FARMA VESELKA s.r.0.,
KLADRUBSKA as., Luzanskd zemédélskd a.s., Viénovskd zemadelskd a.s. und Zemédelskd spole¢nost Blsany s.r.o.

Zu den in Erwdgungsgrund 62 des Einleitungsbeschlusses genannten Zweifeln der Kommission (d. h., dass einige
Beihilfeempfinger die Definition des KMU-Begriffs zum Zeitpunkt der Gewahrung der Beihilfe moglicherweise
nicht erfiillten) brachte Tschechien vor, dass diese Beihilfeempfinger die kontrafaktische Fallkonstellation nicht
vorgelegt hitten. Tschechien argumentierte, dass die Beihilfe ausschlieflich KMU im Rahmen der unter die
Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung SA.49594 (2017/XA) und im Einklang mit den Anforderungen der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft gewahrt worden sei. Daher gebe die unter die Gruppenfrei-
stellung fallende Beihilferegelung nicht die Bedingung einer kontrafaktischen Fallkonstellation vor.

Tschechien brachte vor, dass abgesehen von den festgestellten Verwaltungsfehlern (Erwdgungsgrund 96 dieses
Beschlusses) Beihilfeempfingern, die aufgrund ihrer Grofe nicht fiir Beihilfen im Rahmen der unter die
Gruppentfreistellung fallenden Beihilferegelung infrage kdmen, keine Beihilfe gewahrt worden sei. Nach Angaben
der tschechischen Behorden wurde diese Voraussetzung stets anhand der Vorschriften des verbindlichen
Unionsrechts, insbesondere Anhang I der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft, gepriift.

6.1. Einstufung bestimmter Beihilfeempfinger als KMU

Die tschechischen Behorden bezogen sich konkret auf Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungs-
verordnung fir die Landwirtschaft, in dem es heift: ,Stellt ein Unternehmen am Stichtag des Rechnungsabschlusses
fest, dass es auf Jahresbasis die in Artikel 2 genannten Schwellenwerte fur die Mitarbeiterzahl oder die Bilanzsumme
iiber- oder unterschreitet, so verliert bzw. erwirbt es dadurch den Status eines mittleren Unternehmens, eines
kleinen Unternehmens bzw. eines Kleinstunternehmens erst dann, wenn es in zwei aufeinanderfolgenden
Geschiftsjahren zu einer Uber- oder Unterschreitung kommt.“

Die tschechischen Beh6rden wiesen darauf hin, dass es keine Ausnahmen von dieser Regel gebe und dass diese
Bestimmung als allgemeine Regel formuliert worden sei, die automatisch gelte, sofern ihre Voraussetzungen fiir
giiltig und zutreffend befunden worden seien. Sie wiesen ferner darauf hin, dass eine Anderung der Eigentumsver-
héltnisse eines Unternehmens nach einer Fusion oder Ubernahme durchweg dazu fiihre, dass die geltenden KMU-
Schwellenwerte iiberschritten wiirden. In diesem Zusammenhang hielt Tschechien Erwigungsgrund 60 des
Einleitungsbeschlusses fiir unangemessen, in dem die Kommission die Auffassung vertrat, dass die Gewahrung der
Beihilfe an solche Unternehmen nicht mit dem Grundsatz des Anreizeffekts vereinbar ist.

Nach Auffassung Tschechiens wiirde im Fall, dass die Regel in Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistel-
lungsverordnung fiir die Landwirtschaft nicht formal, sondern unter Beriicksichtigung der wirtschaftlichen Realitit
angewandt wiirde, ein anderer Wortlaut verwendet, z. B. ,Diese Regel gilt nicht, wenn sich herausstellt, dass die
Anderung dauerhafter Art ist.“ Nur dann kénne und wiirde sich die wirtschaftliche Realitit in der Anwendung der
Vorschrift widerspiegeln, und zwar unter allen Umstinden und nicht nur im Falle einer Fusion oder Ubernahme
eines Unternehmens, die fiir sich genommen keinen Einfluss auf die Unumkehrbarkeit der Anderung habe.

Die tschechischen Behorden brachten vor, dass es sich in dhnlichen Fillen als grundlegend irrefithrend erweisen
konne, wenn allein die wirtschaftliche Realitit betrachtet werde. In der Praxis erlebten Unternehmen, wenn sich
ihre Geschifts- oder Herstellungspolitik als Erfolg erweise, hdufig einen sprunghaften Anstieg in Bezug auf die
Mitarbeiterzahl oder die Bilanzsumme, d. h. selbst ohne Fusion oder Ubernahme, was dazu fithren kénne, dass der
Vorgang offensichtlich unumkehrbar sei. Aber auch unter solchen Umstinden gelte die Vorschrift nach Anhang I
Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fur die Landwirtschaft, ohne dass die nationalen Behorden
verpflichtet seien, bei der Anwendung der Vorschrift die wirtschaftliche Realitit jedes Einzelfalls neu zu bewerten.

Andererseits bestehe die Moglichkeit, dass eine Fusion oder Ubernahme nicht zu einer unumkehrbaren Anderung
der Eigentumsverhiltnisse, sondern vielmehr zu einem Prozess verschiedener struktureller Verdnderungen oder
Umwandlungen oder zum Erwerb von Unternehmen zu Investitionszwecken fiihre.
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(105) Tschechien ist ferner der Auffassung, dass die in Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung
fir die Landwirtschaft festgelegte Vorschrift ein klares, relevantes und verhéltnismafiges Kriterium darstelle, das
vertretbare Schwankungen der von einem Unternehmen iiber einen bestimmten Zeitraum gemeldeten Zahlen und
Angaben zulasse. In dieser Vorschrift deute nichts darauf hin, dass die Kommission beabsichtigt hitte, die
nationalen Behorden mit der Bewertung der wirtschaftlichen Realitdt in jedem Einzelfall zu betrauen. Nach Ansicht
Tschechiens beschrankt sich die Rolle der nationalen Behorden darauf, die Einhaltung der in Anhang I Artikel 4
Absatz 2 der genannten Verordnung eindeutig festgelegten Kriterien zu iiberpriifen. Die Verpflichtung zur
Bewertung der Dauerhaftigkeit (oder Kurzlebigkeit) der von den Unternehmen gemeldeten Werte entspreche nicht
der Anforderung, klare und einfache Bewertungskriterien zu verwenden, da eine solche Bewertung eine
umfassende wirtschaftliche Bewertung jedes einzelnen Antragstellers erfordere. Dies liefe dem Ziel der Kommission
zuwider, den Verwaltungsaufwand zu vereinfachen, die Transparenz und die Rechtssicherheit zu verbessern und
eine einheitliche Anwendung der Gruppenfreistellungsregelung in allen Mitgliedstaaten zu gewéhrleisten.

(106) In Bezug auf die Auslegung von Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die
Landwirtschaft unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung ist Tschechien der Auffassung, dass der Inhalt einer
Rechtsvorschrift zwar durch Auslegung geklirt werden konne, die Auslegung jedoch nicht herangezogen werden
diirfe, um ein Gesetz, dessen Bedeutung klar und verstindlich sei, falsch auszulegen. Eine solche Vorgehensweise
konne zu einem inakzeptablen Mangel an Rechtssicherheit im Rechtsverkehr fithren.

(107) Tschechien weist darauf hin, dass sich die Rechtsprechung, auf die die Kommission in Erwdgungsgrund 59 des
Einleitungsbeschlusses Bezug nimmt, auf die Beziechungen zwischen sogenannten verbundenen Unternehmen
beziehe, die das Kriterium fiir die Zwecke der Anwendung von Anhang I Artikel 3 und nicht Artikel 4 der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft seien.

(108) Nach Ansicht Tschechiens sind in Anhang I Artikel 4 Absatz 1 der Gruppenfreistellungsverordnung fir die
Landwirtschaft die relevanten Daten (Mitarbeiterzahl und Bilanzsumme) fir Unternehmen festgelegt, die das
Kriterium des verbundenen Unternehmens erfillen und damit die ,zweite Stufe“ der Bewertung des
Unternehmensstatus darstellen. Dies betreffe daher eine andere Ausgangslage und gelte nicht fiir die Bewertung der
Beziehungen zwischen Unternehmen nach der Rechtsprechung, auf die sich die Kommission in ihrem Einleitungs-
beschluss beziehe.

(109) Tschechien macht ferner geltend, dass Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fur die
Landwirtschaft Artikel 4 Absatz 1 dieses Anhangs weiter ausfiihre, wenn darin in Bezug auf ein Unternehmen, das
das Kriterium des verbundenen Unternehmens bereits erfiille und fiir das die Behorden die erforderlichen Daten
(Mitarbeiterzahl und Bilanzsumme gemafl Anhang I Artikel 4 Absatz 1 der genannten Verordnung) erhalten hitten,
vorgesehen werde, ob dieses Unternehmen die Voraussetzungen fur die Einstufung als KMU erfiille oder nicht.
Anhang I Artikel 4 Absatz 2 stelle daher die dritte Stufe der Bewertung des KMU-Status dar, wenn darin ausgefiihrt
werde, dass die Anderung der gemeldeten Daten von Unternehmen, die das Kriterium des verbundenen
Unternehmens nach Artikel 3 Absitze 1 bis 4 des genannten Anhangs erfiillten, nicht automatisch zum Verlust
oder Erwerb des KMU-Status fiihre.

(110) Tschechien kommt daher zu dem Schluss, dass die von der Kommission zitierte Rechtsprechung auf den
vorliegenden Fall nicht anwendbar sei, da sie sich nicht auf die ,dritte Stufe“ der Bewertung des KMU-Status
beziehe. Dariiber hinaus bedeuten nach Ansicht Tschechiens die etablierte Politik der Kommission oder die
fritheren Urteile der Unionsgerichte nicht, dass Anhang I Artikel 4 Absatz 1 der Gruppenfreistellungsverordnung
fur die Landwirtschaft nicht anwendbar sei, wenn die KMU-Schwellenwerte aufgrund eines Zusammenschlusses
oder einer Ubernahme iiberschritten wiirden. Vielmehr sei das Gericht der Europaischen Union in einem Urteil in
der Rechtssache T-745/17 (*) eindeutig zu dem Schluss gekommen, dass Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission (im Folgenden ,AGVO*) (¥) auch bei Fusionen und Ubernahmen
gelte.

(111) Schlielich brachte Tschechien vor, dass es zur Verbesserung der Rechtssicherheit fiir Beihilfeempfinger und
Bewilligungsbehorden seit dem 1. August 2018 die oben genannte Durchfithrungspraxis aufgegeben habe und, im
Einklang mit dem Benutzerleitfaden der Kommission zur KMU-Definition, Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft nicht mehr auf Unternehmen anwende, die infolge einer
Anderung der Eigentumsverhiltnisse die KMU-Schwellenwerte iiberschritten. Gleichzeitig macht Tschechien
geltend, dass seine frithere Umsetzung keinen Verstof§ gegen diese Bestimmung darstelle.

(*) Urteil des Gerichts vom 9. September 2020, Kerkosand/Kommission, T-745/17, ECLLEU:T:2020:400.
Erwidgungsgrund 66 des Einleitungsbeschlusses.

(¥) Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(ABL. L 187 vom 26.6.2014, S. 1, ELL http://data.europa.eu/eli/reg/2014/6 51/0j).
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6.2. Beginn der Arbeiten und Zeitpunkt der Antragstellung

Tschechien brachte vor, dass im vorliegenden Fall der Zeitpunkt der Zahlung der Versicherungspriamie und nicht,
wie von der Kommission im Einleitungsbeschluss vorgetragen, der Abschluss des Versicherungsvertrags als
Zeitpunkt des Beginns der Arbeiten zu betrachten sei (*).

Tschechien erklérte, dass sich ein ,Vorhaben“ oder eine ,Tatigkeit“ nach seinen nationalen Vorschriften auf eine
Versicherung beziehe, deren Pramie jihrlich gezahlt werde. Ein Unternehmen miisse daher jedes Jahr entscheiden,
ob es die jihrliche Versicherung abschlieSen werde, und die Beihilfe konne nur fiir eine Jahresversicherung und
nicht fir einen mehrjahrigen Versicherungszeitraum gewéhrt werden.

In Bezug auf die Bestimmung des Zeitpunkts des Beginns der Arbeiten am Vorhaben oder der Tatigkeit verweisen die
tschechischen Behorden auf die vorherrschende Geschiftspraxis: Landwirtschaftliche Unternehmen wiirden einen
Versicherungsvertrag mit automatischer Verlingerungsklausel abschlieBen. Die automatische Verlingerung sei
unerldsslich, um einen langfristigen Versicherungsschutz zu erhalten. Danach sei fiir den Versicherungsschutz fiir
ein bestimmtes Jahr die Zahlung der jihrlichen Versicherungsprimie erforderlich. Zahle ein Unternehmen die
Primie fir ein kommendes Jahr nicht, so verliere es den Versicherungsschutz fiir das betreffende Jahr. Es seien
keine anderen Schritte als die Zahlung der jahrlichen Primie erforderlich.

Die tschechischen Behorden sind der Auffassung, dass ein in einem Jahr versichertes Unternehmen ohne Beihilfe
nicht unbedingt die Versicherung fiir ein Folgejahr abschlieen wiirde. Vor Zahlung der Versicherungsprimie gehe
ein Unternechmen keine rechtsverbindliche Verpflichtung ein, die die jahrliche Versicherung unumkehrbar machen
wiirde. Jede Jahresversicherung sei als eigenstindiges Vorhaben zu betrachten, das eine neue und unabhingige
Entscheidungsfindung erfordere, und aus dem Bestehen eines Mehrjahresvertrags oder einer in einem Jahr
gezahlten jdhrlichen Versicherung konne nicht abgeleitet werden, dass ein Unternehmen die gleiche Versicherung
fiir ein Folgejahr abschlieen werde.

Unter diesen Umstinden bestehe das Ziel der Beihilfe darin, Anreize fiir Unternehmen dahin gehend zu schaffen,
eine Jahresversicherung abzuschliefen. Ohne staatliche Unterstiitzung, die die Landwirte dazu motivieren wiirde,
jedes Jahr eine Versicherung abzuschliefen, sei der Versicherungsschutz fiir Risiken im Agrarsektor angesichts der
hohen Kosten fiir Versicherungsprimien und der begrenzten Finanzmittel, die dem Agrarsektor zur Verfiigung
stiinden, erheblich geringer.

Daher sollte nach Ansicht der tschechischen Behérden im vorliegenden Fall die Zahlung der jahrlichen Primie als
Zeitpunkt des Beginns der Arbeiten betrachtet werden.

Diese Praxis spiegele sich auch im nationalen Rechtsrahmen fiir Versicherungen wider. Nach § 2804 des
Gesetzes 89/2012 Sb., Zivilgesetzbuch in der gednderten Fassung, gelte: ,Erinnert der Versicherer den
Versicherungsnehmer an die Zahlung der Versicherungspramie und weist er in der Erinnerung darauf hin, dass die
Versicherung auslduft, wenn die Versicherungspramie nicht innerhalb einer zusitzlichen Frist von mindestens
einem Monat nach Zustellung der Erinnerung gezahlt wird, so lduft die Versicherung mit Ablauf der Frist,
innerhalb der die Versicherungspramie nicht gezahlt wurde, aus.”

Die tschechischen Behorden erlduterten, warum mehrjahrige Vertrdge wichtig sind. Sollten Beihilfeempfinger ihre
bestehenden Versicherungsvertrige vor der Unterzeichnung eines neuen Versicherungsvertrags kiindigen, fithre
dies unweigerlich dazu, dass sie fiir einen bestimmten Zeitraum ohne Versicherungsschutz wiren. Dies hitte eine
unerwiinschte Folge, die den bekundeten Zielen der Regelung zuwiderliefe und aus Sicht des Unternehmensrisiko-
managements inakzeptabel sei. Die tschechischen Behérden sind der Auffassung, dass von den Beihilfeempfingern
aus rein formalen Griinden verniinftigerweise nicht verlangt werden konne, sich dem Risiko auszusetzen.

Dariiber hinaus boten Versicherungsunternehmen in der Regel Anreize fur den Abschluss der langfristigen
Versicherung, wie z. B. Rabatte auf Versicherungsprimien oder andere Leistungen, was Landwirte dazu veranlasse,
sich gegen ein breiteres Spektrum von Risiken zu versichern.

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass einem Beihilfeempfinger, der die jahrliche Versicherungspramie vor
Einreichung des Beihilfeantrags gezahlt hat, keine Beihilfe gewdhrt werde.

Ungeachtet der vorstehenden Ausfithrungen weisen die tschechischen Behorden darauf hin, dass die Voraussetzung,
dass die Beihilfeempfinger die Beihilfe vor Beginn der Arbeiten an dem Vorhaben beantragen miissen, nicht als
absolutes Kriterium fir die Gewdhrung der Beihilfe herangezogen werden sollte. In der Rechtsprechung der
Unionsgerichte werde vielmehr festgestellt, dass in bestimmten Fillen Umstinde eintreten konnten, die einen
echten Anreizeffekt haben, selbst wenn der Beginn der Arbeiten an dem Vorhaben vor dem Datum des
Beihilfeantrags liege (*). Die tschechischen Behorden vertreten daher die Auffassung, dass die Anforderung nicht
tibermifig formal behandelt werden sollte.

(**) Erwdgungsgrund 66 des Einleitungsbeschlusses.
(*) Urteil des Gerichtshofs vom 13. Juni 2013 in den verbundenen Rechtssachen C-630/11 P, HGA stl. u. a., C-631/11 P, Regione
autonoma della Sardegna, C-632/11 P, Timsas stl. und C-633/11 P, Grand Hotel Abi d'Oru SpA, ECLLEU:C:2013:387, Rn. 109-110.
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7. BEWERTUNG

7.1. Vorliegen einer Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV

(123) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV gilt: ,Soweit in den Vertrdgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche
oder aus staatlichen Mitteln gewdhrte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begiinstigung bestimmter
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen.

(124) Nach stindiger Rechtsprechung setzt die Qualifizierung einer nationalen Mafnahme als ,staatliche Beihilfe* im
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV voraus, dass die folgenden Voraussetzungen erfiillt sind. Erstens muss ein
Eingreifen des Staates oder mithilfe staatlicher Mittel vorliegen. Zweitens muss die Mafinahme geeignet sein, den
Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeintrachtigen. Drittens muss dem Empfinger durch sie ein selektiver
Vorteil verschafft werden. Viertens muss sie den Wettbewerb verfdlschen oder zu verfilschen drohen ().

(125) In Erwigungsgrund 40 des Einleitungsbeschlusses (*') kam die Kommission zu dem vorliufigen Schluss, dass die
Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfiillt waren und die Regelung daher eine staatliche Beihilfe im
Sinne dieses Artikels darstellte.

(126) Diese vorldufige Schlussfolgerung wurde in keiner der Stellungnahmen Tschechiens infrage gestellt. Dariiber hinaus
meldete Tschechien die Regelung selbst als staatliche Beihilfe an.

(127) Die Regelung ist dem Staat zuzurechnen, da sie auf den in Erwagungsgrund 11 beschriebenen Rechtsakten beruht
und von staatlichen Behorden umgesetzt wird (Erwagungsgrund 13). Sie wird aus dem Staatshaushalt gezahlt, d. h.
aus staatlichen Mitteln (Erwigungsgrund 12).

(128) Die Regelung verschafft den Beihilfeempfingern einen Vorteil in Form von direkten Zuschiissen
(Erwdgungsgrund 14). Sie entlastet diese Beihilfeempfinger somit von Kosten, die sie unter normalen
Marktbedingungen zu tragen hitten.

(129) Die Regelung ist selektiv, da Beihilfen nur bestimmten Unternehmen gewihrt werden, insbesondere grofien
Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primédrproduktion tdtig sind (Erwidgungsgrund 15). Andere
Unternehmen, die sich in einer vergleichbaren rechtlichen und tatsichlichen Situation befinden, kommen nicht fiir
Beihilfen in Betracht und ihnen wiirde daher nicht derselbe Vorteil erwachsen. In der Regel sollten die
Marktteilnehmer ihre Kosten selbst tragen.

(130) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs konnen Beihilfen fiir ein Unternehmen den Handel zwischen
Mitgliedstaaten beeintrachtigen, wenn dieses Unternehmen auf einem Markt titig ist, der dem Handel innerhalb der
EU unterliegt. Die Beihilfeempfinger sind auf dem Markt fur landwirtschaftliche Primarproduktion titig, der dem
Handel innerhalb der EU unterliegt. Dieser Sektor ist folglich dem Wettbewerb auf Unionsebene ausgesetzt und
daher empfindlich gegeniiber allen Mafnahmen zugunsten der Erzeugung in einem oder mehreren Mitgliedstaaten.
Die Beihilferegelung war daher geeignet, den Wettbewerb zu verfilschen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten
zu beeintrichtigen.

(131) Aufgrund der vorstehenden Erlduterungen sind die Bedingungen des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfullt. Daher
kann geschlussfolgert werden, dass es sich bei der Regelung um eine staatliche Beihilfe im Sinne dieses Artikels
handelt. Die tschechischen Behorden haben diese Schlussfolgerung nicht bestritten.

(132) Da die Beihilfe durch einen Rechtsakt geregelt ist, auf dessen Grundlage Einzelbeihilfen an innerhalb des Rechtsaktes
auf allgemeine und abstrakte Weise definierte Unternehmen (*?) gewdhrt werden konnen, ohne dass es weiterer
Durchfithrungsmafinahmen bedarf (Erwidgungsgrund 11), ist die Kommission der Auffassung, dass es sich um eine
Beihilferegelung im Sinne der Randnummer 35 Absatz 4 der Rahmenregelung von 2014 und der Randnummer 33
Absatz 13 der Rahmenreglung von 2023 handelt.

(133) In Bezug auf die Einzelbeihilfen ist die Kommission der Auffassung, dass angesichts der Gemeinsamkeiten mit den
im Rahmen der Regelung gewahrten Beihilfen die Erwadgungen in den Erwdgungsgriinden 123 bis 130 sinngemif3
fur diese Einzelbeihilfen gelten. Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass es sich bei den groflen
Unternehmen bereits gewédhrten Einzelbeihilfen um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV
handelt.

(* Urteil des Gerichtshofs vom 7. November 2024 in der Rechtssache C-588/22P, Ryanair/Kommission, ECLLEU:C:2024:935, Rn. 100.
(") Erwagungsgrund 40 des Einleitungsbeschlusses.
(**) Siehe insbesondere Abschnitte 2.2.3 und 2.2.4.
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7.2. Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt

7.2.1. Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV und anwendbare Leitlinien

Gemaf Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV konnen Beihilfen zur Forderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, soweit sie die
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verandern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlduft.

Um als mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV in Einklang zu gelten, i) miissen Beihilfen daher die Forderung
der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete vereinfachen (positive Voraussetzung) und ii)
diirfen Beihilfen die Handelsbedingungen nicht in einer Weise nachteilig verdndern, die dem gemeinsamen
Interesse zuwiderlduft (negative Voraussetzung).

Die Kommission wird im Lichte der anwendbaren Leitlinien priifen, ob diese beiden Voraussetzungen erfiillt sind.
Im Einleitungsbeschluss beurteilte die Kommission die Vereinbarkeit der Regelung angesichts der Rahmenregelung
von 2014, die zum Zeitpunkt des Erlasses des Einleitungsbeschlusses in Kraft war. Die Rahmenregelung von 2014
wurde jedoch durch die Rahmenregelung von 2023 ersetzt, die seit dem 1. Januar 2023 in Kraft ist. Gemaf§
Randnummer 655 der Rahmenregelung von 2023 wird die Kommission diese Rahmenregelung auf alle
angemeldeten Beihilfemafinahmen anwenden, iiber die sie nach dem 1. Januar 2023 zu beschlieffen hat, selbst
wenn die betreffenden Mafinahmen vor diesem Datum angemeldet wurden. Daher priift die Kommission in diesem
Beschluss die Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt anhand der Rahmenregelung von 2023.

Fir Beihilfen, die auf der Grundlage der Regelung gewahrt werden konnen, gelten Teil I Kapitel 3 (Priifung der
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV) und Teil IT Abschnitt 1.2.1.6
(Beihilfen fur die Zahlung von Versicherungspramien) der Rahmenregelung von 2023.

7.2.2.  Positive Voraussetzung: Die Beihilfe muss der Forderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder
Wirtschaftsgebiete dienen

7.2.2.1.  Forderung eines Wirtschaftszweigs

Gemdfl Randnummer 43 der Rahmenregelung von 2023 muss der Mitgliedstaat nachweisen, dass die Beihilfe auf
die Forderung der Entwicklung des ermittelten Wirtschaftszweigs abzielt.

Die Kommission stellt fest, dass die Regelung darauf abzielt, Landwirte bei Risiken und Krisenereignissen zu
unterstiitzen, indem Anreize fiir sie geschaffen werden, eine Versicherung abzuschlieen. Versicherungen sind ein
wichtiges Instrument fiir den Agrarsektor, der hiufig Risiken und Krisensituationen ausgesetzt ist. Auf diese Weise
unterstiitzt die Beihilfe die landwirtschaftliche Primdrproduktion (Erwagungsgrund 9).

Gemifl Randnummer 44 der Rahmenregelung von 2023 miissen die Mitgliedstaaten auferdem beschreiben, ob und
wenn ja wie die Beihilfe zum Erreichen der Ziele der GAP und insbesondere der Ziele der Verordnung
(EU) 2021/2115 beitragt, und naher ausfithren, welche Vorteile die Beihilfe voraussichtlich bringen wird. Die Ziele
der Regelung stehen im Einklang mit dem GAP-Ziel gemif$ Artikel 5 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2021/2115,
einen intelligenten, wettbewerbsfahigen, krisenfesten und diversifizierten Agrarsektor zu fordern, der die langfristige
Erndhrungssicherheit gewihrleistet, sowie mit den Zielen gemaff Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a und b der
genannten Verordnung, tragfihige landwirtschaftliche Einkommen und die Widerstandsfihigkeit des Agrarsektors
zu fordern und die Wettbewerbsfihigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe zu steigern (Erwdgungsgrund 36).
Randnummer 44 der Rahmenregelung von 2023 ist somit erfiillt.

Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Beihilfe einen Wirtschaftszweig insofern fordern wiirde, als sie
die Wettbewerbsfahigkeit und Widerstandsfahigkeit der landwirtschaftlichen Primérproduktion fordern wiirde.
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7.2.2.2.  Anreizeffekt (Zeitpunkt der Antragstellung)

(142) Der zweite Grund fiir die Einleitung des formlichen Priifverfahrens betraf die Voraussetzung, dass eine Beihilfe einen
Anreizeffekt haben muss, insbesondere in Bezug auf den Zeitpunkt der Antragstellung (*). Die Kommission hatte
Zweifel, ob die Antrige im Rahmen der Regelung vor Beginn der Arbeiten eingereicht wiirden (siche auch
Erwidgungsgrund 94).

(143) Die Kommission erinnert daran, dass gemifl Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2014 und
Randnummer 50 der Rahmenregelung 2023 immer dann, wenn die Arbeit oder Tatigkeit bereits aufgenommen
wurde, bevor der Beihilfeempfinger bei den nationalen Behorden einen Beihilfeantrag gestellt hat, diese Beihilfe
keinen Anreizeffekt fir den Beihilfeempfinger darstellt.

(144) Gemifl Randnummer 35 Nummer 25 der Rahmenregelung von 2014 und Randnummer 33 Nummer 57 der
Rahmenregelung von 2023 bezeichnet der Ausdruck ,Beginn der Arbeiten am Vorhaben oder der Tatigkeit
entweder den Beginn der Tatigkeiten bzw. der Bauarbeiten fur die Investition oder die erste rechtsverbindliche
Verpflichtung zur Bestellung von Ausriistung bzw. Inanspruchnahme von Dienstleistungen oder eine andere
Verpflichtung, die das Vorhaben oder die Tatigkeit unumkehrbar macht.

(145) Die tschechischen Behorden reagierten auf diese Zweifel mit einer ausfithrlichen Erlduterung des Verfahrens im
Zusammenhang mit den Versicherungsvertragen (Erwdgungsgriinde 113 bis 122).

(146) Die tschechischen Behorden erklirten, dass der Versicherungsschutz fiir ein bestimmtes Jahr die Zahlung der
jhrlichen Versicherungsprimie durch den Beihilfeempfinger voraussetze. Ohne die jéhrliche Zahlung fir das
Folgejahr entfalle die Deckung fiir das betreffende Jahr. Vor Zahlung der Versicherungsprimie gehe ein
Unternehmen keine rechtsverbindliche Verpflichtung ein, die die jahrliche Versicherung unumkehrbar machen
wiirde.

(147) Die tschechischen Behorden brachten vor, dass ein in einem Jahr versichertes Unternehmen ohne Beihilfe nicht
unbedingt die Versicherung fiir ein Folgejahr abschlieBen wiirde. Daher sei jede Jahresversicherung als
eigenstdndiges Vorhaben zu betrachten. Aus dem Bestehen einer Jahresversicherung in einem Jahr lasse sich nicht
ableiten, dass ein Unternehmen den Vertrag im Folgejahr fortfithren werde (Erwdgungsgrund 113).

(148) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass der Abschluss des Vertrags nicht automatisch die Verpflichtung zur
Zahlung der Jahresversicherung begriindet. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Landwirte nach Abschluss
des Versicherungsvertrags nicht verpflichtet sind, eine Jahresversicherung zu zahlen, und dass sie selbst entscheiden
konnen, ob sie die Versicherung fiir ein bestimmtes Jahr abschliefen oder nicht, indem sie entweder die
Versicherungspramie zahlen oder nicht. Unter diesen Umstdnden ist der entscheidende Zeitpunkt fiir die
Bewertung des Anreizeffekts der Beihilfe in der Tat der Zeitpunkt der Zahlung der jihrlichen Versicherungspramie
und nicht der Zeitpunkt des Abschlusses eines Vertrags, der eine automatische Verlingerungsklausel enthlt
(Erwdgungsgrund 112).

(149) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Beihilfe einen Anreiz fiir die Landwirte darstellt, die Jahresver-
sicherung abzuschlieflen, die sie ohne die Beihilfe moglicherweise nicht abschlieen wiirden. Die tschechischen
Behorden bestitigten dariiber hinaus, dass einem Beihilfeempfinger, der die jdhrliche Versicherungsprimie vor
Einreichung des Beihilfeantrags gezahlt hat, keine Beihilfe gewdhrt werde (Erwdgungsgrund 121)

(150) Die Kommission stimmt daher mit den tschechischen Behorden darin tiberein, dass der Zeitpunkt der Zahlung der
jahrlichen Versicherungspramie und nicht der Zeitpunkt des Vertragsschlusses als ,Beginn der Arbeiten an einem
Vorhaben oder einer Tatigkeit“ zu betrachten ist.

(151) Gemifl Randnummer 47 der Rahmenregelung von 2023 hat die Regelung einen Anreizeffekt, wenn sie das
Verhalten von Unternehmen dahin gehend dndert, dass sie durch zusitzliche Tatigkeiten, die sie ohne die Beihilfe
entweder nicht, nur in geringerem Umfang oder auf andere Weise ausiiben wiirden, einen Beitrag zur Entwicklung
des Sektors leisten.

(152) Gemifl Randnummer 48 der Rahmenregelung von 2023 sind staatliche Beihilfemainahmen, die lediglich dazu
bestimmt sind, die finanzielle Situation der Unternechmen zu verbessern, die aber nicht in irgendeiner Weise zur
Entwicklung des Sektors insgesamt beitragen, und vor allem Beihilfen, die allein auf der Grundlage des Preises, der
Menge, der Produktionseinheit oder der Betriebsmitteleinheit gewahrt werden, als Betriebsbeihilfen anzusehen, die
mit dem Binnenmarkt unvereinbar sind. Ferner konnen derartige Beihilfen ihrer Natur nach auch die Mechanismen
der gemeinsamen Marktorganisation beeintrachtigen.

(**) Erwagungsgrund 67 zweiter Gedankenstrich des Einleitungsbeschlusses.
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Gemifd Randnummer 50 der Rahmenregelung von 2023 schliefSt die Kommission einen Anreizeffekt fur den
Beihilfeempfinger aus, wenn die Arbeiten an dem betreffenden Vorhaben oder die betreffenden Titigkeiten bereits
aufgenommen wurden, bevor der Beihilfeempfanger bei den nationalen Behorden einen Beihilfeantrag gestellt hat.

Gemifl Randnummer 51 der Rahmenregelung von 2023 muss der Beihilfeantrag mindestens die folgenden
Angaben enthalten: Name des Antragstellers und Grofe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der
Tatigkeit, einschlieflich Standort sowie Zeitpunkt des Beginns und des Abschlusses des Vorhabens, fur die
Durchfithrung benétigter Beihilfebetrag und beihilfefihige Kosten. Dariiber hinaus miissen grofSe Unternehmen
gemifl Randnummer 52 der Rahmenregelung von 2023 in ihrem Antrag die Situation beschreiben, die ohne
Beihilfe bestehen wiirde (als kontrafaktische Fallkonstellation oder alternatives Vorhaben oder alternative Tatigkeit
bezeichnet), und ihre im Antrag vorgenommenen Ausfithrungen zur kontrafaktischen Fallkonstellation durch
Nachweise untermauern. Diese Anforderung gilt nicht fiir Gemeinden, bei denen es sich um autonome Gebietskor-
perschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als 10 Mio. EUR und weniger als 5 000 Einwohnern handelt.
Dariiber hinaus muss die Bewilligungsbehorde gemidff Randnummer 53 der Rahmenregelung von 2023 nach
Eingang eines Antrags die Plausibilitit der kontrafaktischen Fallkonstellation priifen und bestitigen, dass die
Beihilfe den erforderlichen Anreizeffekt hat. Eine kontrafaktische Fallkonstellation ist plausibel, wenn sie
unverfilscht die Faktoren wiedergibt, die zum Zeitpunkt der Entscheidung des Beihilfeempfangers in Bezug auf das
betreffende Vorhaben oder die betreffende Tatigkeit mafigeblich waren.

Im Einleitungsbeschluss dufferte die Kommission Zweifel daran, dass die nationale Rechtsgrundlage mit
Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2014, die mit Randnummer 50 der Rahmenregelung von 2023
identisch ist, im Einklang steht. Wie in Erwdgungsgrund 150 festgestellt, ist die Kommission der Auffassung, dass
im vorliegenden Fall der Zeitpunkt des Beginns der Arbeiten am Vorhaben oder der Tatigkeit die Zahlung der
jahrlichen Versicherungspramie ist.

Die tschechischen Behorden bestitigten, dass in der Regelung die Voraussetzung festgelegt ist, dass der
Beihilfeantrag von den Beihilfeempfiangern vor Beginn der Arbeiten am Vorhaben oder der Tatigkeit gestellt werden
muss (Erwigungsgriinde 29 und 150). Der Antrag muss mindestens die folgenden Angaben enthalten: Name des
Antragstellers und Grofe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der Titigkeit, einschliefSlich
Standort sowie Zeitpunkt des Beginns und des Abschlusses des Vorhabens, fir die Durchfithrung benoétigter
Beihilfebetrag und beihilfefihige Kosten (Erwidgungsgrund 30). Grofle Unternchmen miissen auch die
kontrafaktische Fallkonstellation oder ein alternatives Vorhaben oder eine alternative Tatigkeit sowie entsprechende
Nachweise vorlegen (Erwdgungsgrund 31).

Die Beihilfe kann fiir die Kosten fiir Versicherungspramien gewahrt werden (Erwidgungsgrund 21). Sie wiirde daher
weder eine Subvention fiir die Kosten einer Tatigkeit darstellen, die ein Unternehmen ohnehin zu tragen hitte, noch
das tibliche Geschiftsrisiko eines Wirtschaftszweigs ausgleichen und sei nicht dafiir vorgesehen, einfach die
finanzielle Situation von Unternehmen zu verbessern.

Auf dieser Grundlage kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelung einen Anreizeffekt hat.

7.2.2.3.  Einhaltung der einschldgigen Bestimmungen und allgemeinen Grundsitze des Unionsrechts

Gemifs Randnummer 61 der Rahmenregelung von 2023 kann die Beihilfe nicht als mit dem Binnenmarkt vereinbar
erklirt werden, wenn eine Beihilfemaffnahme oder die mit ihr verbundenen Bedingungen, einschlieflich der
Finanzierungsmethode, falls diese fester Bestandteil der Malinahme ist, oder die damit finanzierten T4tigkeiten zu
einem Verstof8 gegen einschligiges Unionsrecht fithren.

Die Bedingungen der Regelung entsprechen den geltenden Rechtsvorschriften der Union. Es gibt keinen Hinweis
darauf, dass die geplante Beihilfe oder die an sie gekniipften Bedingungen zu einem Verstof gegen die einschldgigen
Bestimmungen und allgemeinen Grundsitze des Unionsrechts fithren wiirden. Daher stellt die Kommission fest,
dass Randnummer 61 der Rahmenregelung von 2023 erfiillt ist.

Gemifs Randnummer 62 der Rahmenregelung von 2023 genchmigt die Kommission keine staatlichen Beihilfen, die
mit den Bestimmungen iiber die gemeinsame Marktorganisation unvereinbar sind oder das ordnungsgemifSe
Funktionieren derselben beeintrichtigen wiirden. Es gibt keine Anhaltspunkte dafiir, dass die geplante Beihilfe mit
den Bestimmungen iber die gemeinsame Marktorganisation unvereinbar ist oder das ordnungsgemifie
Funktionieren derselben beeintrichtigen wiirde.

Gemifl Randnummer 63 der Rahmenregelung von 2023 kann eine staatliche Beihilfe nicht fiir mit dem
Binnenmarkt vereinbar erklirt werden, wenn die Gewdhrung der Beihilfe davon abhingig ist, dass das begiinstigte
Unternehmen einheimische Erzeugnisse oder Dienstleistungen nutzt. Eine solche Verpflichtung ist in der Regelung
nicht vorgesehen.
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(163) Gemidfl Randnummer 64 der Rahmenregelung von 2023 genehmigt die Kommission weder Beihilfen fiir
Tatigkeiten in Verbindung mit der Ausfuhr in Drittlinder oder andere Mitgliedstaaten, die unmittelbar mit den
ausgefithrten Mengen zusammenhdngen, noch Beihilfen, die an die bevorzugte Verwendung einheimischer
gegeniiber eingefithrter Erzeugnisse gebunden sind, oder Beihilfen fiir den Aufbau und Betrieb eines
Vertriebsnetzes oder die Finanzierung anderer Ausgaben in Verbindung mit der Ausfuhr. Solche Arten von
Beihilfen sind in der Regelung nicht vorgesehen.

7.2.2.4.  Schlussfolgerung

(164) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Regelung die Entwicklung der landwirtschaftlichen
Primarproduktion férdern wiirde.

7.2.3. Negative Voraussetzung: Die Beihilfe darf die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verdndern, die dem
gemeinsamen Interesse zuwiderlduft

(165) Gemifl Randnummer 67 der Rahmenregelung von 2023 verursacht jede Beihilfemafinahme ihrem Wesen nach
Wettbewerbsverzerrungen und hat Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten. Um jedoch zu
ermitteln, ob die verzerrenden Auswirkungen der Beihilfe auf ein Minimum begrenzt sind, uberpriift die
Kommission, ob die Beihilfe notwendig, geeignet, verhaltnismifig und transparent ist.

(166) Gemifl Randnummer 68 der Rahmenregelung von 2023 bewertet die Kommission anschliefend die verzerrenden
Auswirkungen der Beihilfe auf den Wettbewerb und die Handelsbedingungen. AbschlieRend wigt die Kommission
die positiven Auswirkungen der Beihilfe gegen die negativen Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel ab.
Uberwiegen die positiven Auswirkungen die negativen Auswirkungen, erkldrt die Kommission die Beihilfe als mit
dem Binnenmarkt vereinbar.

7.2.3.1. Notwendigkeit staatlicher Mafnahmen

(167) Gemifl Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2023 konnen staatliche Beihilfen ein Ziel von gemeinsamem
Interesse erreichen, wenn sie auf die Behebung von Marktversagen in bestimmten Bereichen ausgerichtet sind.

(168) Die Kommission stellt fest, dass die tschechischen Behorden erklart haben, dass mit der Regelung ein hoheres Maf§
an Schutz fur landwirtschaftliche Unternehmen gegen unvorhergesehene Schiden erreicht werden soll, indem der
Versicherungsschutz im gesamten Agrarsektor allgemein verfiigbar gemacht wird. Die Regelung zielt daher darauf
ab, Landwirte dazu zu motivieren, eine Versicherung abzuschlieffen, um das Eintreten von Risiken und
Krisenereignissen besser bewiltigen zu kénnen.

(169) Auf dieser Grundlage ist die Kommission der Auffassung, dass die staatliche Manahme dazu fithren wiirde, dass
dem Agrarsektor, der andernfalls mit hohen Versicherungspreisen konfrontiert wire, Versicherungen in groffem
Umfang zur Verfigung stehen wiirden. Daher stellt die Kommission fest, dass Randnummer 70 der
Rahmenregelung von 2023 erfiillt ist.

(170) Gemifl Randnummer 71 der Rahmenregelung von 2023 geht die Kommission davon aus, dass im Falle von
Beihilfemaflnahmen, die die besonderen Bedingungen gemif§ Teil II der Rahmenregelung von 2023 erfiillen, die
erwarteten Ziele nicht durch den Markt, also ohne staatliche Mafinahmen, erreicht wiirden. Die Kommission stellt
fest, dass die Regelung die spezifischen Anforderungen gemif§ Teil II Abschnitt 1.2.1.6 der Rahmenregelung von
2023 erfullt (Erwdgungsgriinde 197 bis 206). Daher stellt die Kommission im Einklang mit Randnummer 71 der
Rahmenregelung von 2023 fest, dass ein staatliches Eingreifen erforderlich ist.

7.2.3.2.  Geeignetheit der Beihilfe

(171) Gemidfl Randnummer 72 der Rahmenregelung von 2023 muss die vorgeschlagene Beihilfemaffnahme ein
geeignetes Instrument fir die Verwirklichung des betreffenden Ziels sein. Der Mitgliedstaat muss nachweisen, dass
die Beihilfe und ihre Ausgestaltung geeignet sind, um das Ziel der MafSnahme zu erreichen.

(172) Ziel der Regelung ist es, Landwirte bei der Absicherung ihrer Tatigkeiten gegen unvorhergesehene Risiken und
Krisenereignisse zu unterstiitzen, um die Wettbewerbsfahigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe zu verbessern.
Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die Regelung zur allgemeinen Wettbewerbsfihigkeit und
Widerstandsfahigkeit des Agrarsektors beitragt. Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass die Regelung
ein geeignetes politisches Instrument zur Erreichung dieser Ziele darstellt.
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Geeignetheit im Vergleich zu anderen Politikinstrumenten

Gemifs Randnummer 73 der Rahmenregelung von 2023 sieht die Kommission Beihilfen im Agrar- und Forstsektor,
die die spezifischen Bedingungen des entsprechenden Abschnitts von Teil I der Rahmenregelung von 2023 erfiillen,
als ein geeignetes Politikinstrument an.

Die Regelung erfiillt die spezifischen Anforderungen gemif Teil Il Abschnitt 1.2.1.6 der Rahmenregelung von 2023
(Erwdgungsgriinde 197 bis 206). Sie ist daher ein geeignetes Politikinstrument.

Randnummer 74 der Rahmenregelung von 2023 findet im vorliegenden Fall keine Anwendung, da die
beihilfefihigen Vorhaben nicht im Rahmen des tschechischen GAP-Strategieplans kofinanziert werden
(Erwigungsgrund 36).

Geeignetheit im Vergleich zu anderen Beihilfeinstrumenten

Gemdf Randnummer 75 der Rahmenregelung von 2023 konnen Beihilfen in unterschiedlicher Form gewahrt
werden. Die Mitgliedstaaten miissen jedoch sicherstellen, dass die Beihilfeform gewihlt wird, von der die geringsten
Verzerrungen von Handel und Wettbewerb zu erwarten sind.

Ist fir eine in Teil 1T der Rahmenregelung von 2023 beschriebene Beihilfemaffnahme eine spezifische Beihilfeform
vorgesehen, so gilt diese gemifl Randnummer 76 der Rahmenregelung von 2023 fir die Zwecke der
Rahmenregelung als geeignetes Beihilfeinstrument. Es gelten die Vorschriften von Teil II Abschnitt 1.2.1.6 der
Rahmenregelung von 2023, in denen keine spezifische Beihilfeform festgelegt ist.

Im Rahmen der Regelung kann die Beihilfe Landwirten in Form eines Direktzuschusses gewdhrt werden
(Erwidgungsgrund 14), was die tschechischen Behorden als die am besten geeignete Form der Forderung der Kosten
fiir Versicherungspramien ansehen.

Zweck der Regelung ist es, Landwirte fiir die Kosten fur Versicherungsprimien zu entschidigen. Die Kommission
teilt die Auffassung, dass Direktzuschiisse die am besten geeignete Form sind, wenn Bethilfen als Entschadigung
dienen. Auf dieser Grundlage kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Regelung mit Randnummer 76 der
Rahmenregelung von 2023 im Einklang steht.

7.2.3.3.  Verhiltnismafigkeit der Beihilfe

Gemdff Randnummer 83 der Rahmenregelung von 2023 gilt eine Beihilfe als verhiltnismifSig, wenn der
Beihilfebetrag pro Beihilfeempfinger auf das fur die Durchfithrung der geforderten Titigkeit erforderliche
Minimum beschrankt ist. Gemdff Randnummer 84 der Rahmenregelung von 2023 darf der Beihilfebetrag mit
einigen Ausnahmen die beihilfefdhigen Kosten in der Regel nicht iiberschreiten, damit eine Beihilfe verhaltnismafig
ist. Gemdfl Randnummer 85 der Rahmenregelung von 2023 wendet die Kommission im Interesse der
Berechenbarkeit und der Wahrung gleicher Ausgangsbedingungen Beihilfehdchstintensititen an.

Gemifs Randnummer 86 der Rahmenregelung von 2023 gilt das Kriterium der VerhaltnisméaRigkeit als erfillt,
wenn die beihilfefihigen Kosten ordnungsgemiff berechnet und die maximalen Beihilfeintensititen und
Beihilfehochstbetridge gemaf Teil II der Rahmenregelung von 2023 eingehalten werden.

Gemadfl Randnummer 87 der Rahmenregelung von 2023 sind die Beihilfehochstintensitit und der Beihilfebetrag
von der Bewilligungsbehorde zum Zeitpunkt der Gewahrung der Beihilfe zu berechnen. Die beihilfefdhigen Kosten
sind durch schriftliche Unterlagen zu belegen, die klar, spezifisch und aktuell sein miissen. Fiir die Berechnung der
Beihilfeintensitit und der beihilfefihigen Kosten miissen die Betrige vor Abzug von Steuern und sonstigen
Abgaben herangezogen werden. Die Mehrwertsteuer ist nicht beihilfefihig, es sei denn, sie wird nicht nach
nationalem Mehrwertsteuerrecht riickerstattet.

Die Beihilfen, die auf der Grundlage der Regelung gewahrt werden, wiirden 65 % der beihilfefihigen Kosten nicht
tibersteigen (Erwagungsgriinde 22 und 25). Diese Beihilfeintensitit entspricht der zuldssigen Beihilfehochstintensitit
fur die Versicherungspramienbeihilfe gemdfl Randnummer 411 der Rahmenregelung von 2023.

Die beihilfefihigen Kosten umfassen nicht die Mehrwertsteuer (Erwagungsgrund 34).

Dariiber hinaus stellt die Kommission fest, dass die tschechischen Behorden bestitigt haben, dass die beihilfefahigen
Kosten von der Bewilligungsbehorde bei der Gewihrung der Beihilfe korrekt berechnet wurden
(Erwdgungsgrund 33).
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(186) Die Kommission gelangt daher zu dem Schluss, dass die Beihilfe verhaltnismafig ist.

7.2.3.4.  Kumulierung von Beihilfen

(187) Gemifl Randnummer 103 der Rahmenregelung von 2023 konnen zudem Beihilfen im Rahmen mehrerer Beihilfer-
egelungen gleichzeitig gewdhrt oder mit Ad-hoc-Beihilfen kumuliert werden, sofern der Gesamtbetrag der
staatlichen Beihilfen fiir eine Titigkeit oder ein Vorhaben die in der Rahmenregelung von 2023 festgesetzten
Beihilfeobergrenzen nicht iibersteigt.

(188) Gemifl Randnummer 104 der Rahmenregelung von 2023 konnen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefihigen
Kosten bestimmen lassen, mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, sofern diese Beihilfen andere
bestimmbare beihilfefihige Kosten betreffen. Beihilfen, bei denen sich die beihilfefihigen Kosten bestimmen lassen,
konnen mit anderen staatlichen Beihilfen, die dieselben — sich teilweise oder vollstindig tiberschneidenden —
beihilfefihigen Kosten betreffen, kumuliert werden, jedoch nur, wenn durch diese Kumulierung die hochste nach
dieser Rahmenregelung fir diese Art von Beihilfen geltende Beihilfeintensitit bzw. der hochste nach der
Rahmenregelung von 2023 fiir diese Art von Beihilfen geltende Beihilfebetrag nicht tiberschritten wird.

(189) Die Kommission stellt fest, dass die tschechischen Behorden bestitigt haben, dass Beihilfen im Rahmen der
Regelung nicht mit Beihilfen aus anderen lokalen, regionalen oder nationalen Quellen oder Unionsmitteln oder mit
De-minimis-Beihilfen oder Ad-hoc-Beihilfen zur Deckung derselben beihilfefihigen Kosten kumuliert werden
konnen (Erwigungsgrund 32).

7.2.3.5. Transparenz

(190) Gemifl Randnummer 112 der Rahmenregelung von 2023 miissen Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die unter der
genannten Randnummer aufgefithrten Informationen in der Beihilfentransparenzdatenbank der Europdischen
Kommission oder auf einer ausfithrlichen nationalen oder regionalen Beihilfe-Website veroffentlicht werden.

(191) Die tschechischen Behorden bestitigten, dass die Transparenzvoraussetzungen erfiillt wiirden. Sie haben sich
verpflichtet sicherzustellen, dass die Veréffentlichung in der Beihilfentransparenzdatenbank der Europiischen
Kommission den vollstindigen Wortlaut der Regelung und ihrer Durchfihrungsbestimmungen oder
Rechtsgrundlage, die Identitdt der Bewilligungsbehorde und die Identitit der Beihilfeempfinger, die Einzelbeihilfen
von mehr als 60 000 EUR erhalten (Erwdgungsgrund 37), umfassen wiirden. Die tschechischen Behorden haben
sich verpflichtet, die Regelung an die neuen Vorschriften, die am 1. Januar 2023 in Kraft getreten sind, anzupassen.
Nach diesen Vorschriften wurde der Schwellenwert fir Einzelbeihilfen, der verdffentlicht werden muss, auf
10 000 EUR gesenkt. Auf der Grundlage der Verpflichtung der tschechischen Behorden, geeignete Mafinahmen zu
ergreifen, ist die Kommission der Auffassung, dass die tschechischen Behorden sicherstellen, dass die Transparen-
zanforderungen fuir Einzelbeihilfen gemaff Randnummer 112 der Rahmenregelung von 2023 eingehalten wiirden.

(192) Gemifl Randnummer 114 der Rahmenregelung von 2023 muss die Veréffentlichung dieser Informationen nach
Erlass des Beschlusses zur Gewihrung der Beihilfe erfolgen und die Informationen miissen mindestens zehn Jahre
lang aufbewahrt werden und ohne Einschrinkungen offentlich zuginglich sein. Die tschechischen Behorden
bestitigten, dass diese Anforderungen erfiillt wiirden (Erwédgungsgrund 37).

7.2.3.6. Vermeidung negativer Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel

(193) Gemifl Randnummer 117 der Rahmenregelung von 2023 ermittelt die Kommission den/die von der Beihilfe
betroffenen Markt/Mirkte unter Beriicksichtigung der von den Mitgliedstaaten zur Verfiigung gestellten
Informationen iiber den/die betroffenen Produktmarkt/-mirkte, d. h. den/die von der durch die Verhaltensinderung
des Beihilfeempfinger betroffenen Markt/Mirkte. Bei der Bewertung der negativen Auswirkungen einer
Beihilfemafinahme betrachtet die Kommission bei ihrer Analyse der Wettbewerbsverzerrungen schwerpunktmafig
die vorhersehbaren Auswirkungen der Beihilfe im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten auf den
Wettbewerb zwischen Unternehmen auf dem/den betroffenen Produktmarkt/-markten.

(194) Gemifl Randnummer 118 der Rahmenregelung von 2023 werden die negativen Auswirkungen der Beihilfe
abgeschwicht und das Risiko von durch die Beihilfe verursachten unangemessenen Wettbewerbsverzerrungen
verringert, wenn die Beihilfe zielgerichtet, verhaltnismifig und auf die Nettomehrkosten begrenzt ist. Zudem legt
die Kommission Beihilfehochstintensititen oder Beihilfehochstbetrige fest. Dadurch soll verhindert werden, dass
staatliche Beihilfen in Vorhaben fliefen, bei denen der Beihilfebetrag im Verhaltnis zu den beihilfefdhigen Kosten
als sehr hoch erachtet wird und auch die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen besonders grof scheint. Generell
ist die zuldssige Beihilfeintensitit umso hoher, je grofer die voraussichtlichen positiven Auswirkungen des
geforderten Vorhabens sind und je grofier der voraussichtliche Forderbedarf ist.

(195) Im vorliegenden Fall konnen Beihilfen im Rahmen der Regelung fiir die Kosten fiir Versicherungspramien gewahrt
werden (Erwidgungsgrund 21). Im Einklang mit Randnummer 118 der Rahmenregelung von 2023 ist die
Kommission der Auffassung, dass die negativen Auswirkungen einer solchen Beihilfe begrenzt sind, da die Beihilfe
auf ihre Ziele ausgerichtet (Erwagungsgrund 172) und verhiltnismafig ist (Erwdgungsgrund 186).
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Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass die Regelung nicht zu unverhaltnisméifligen Verzerrungen des
Wettbewerbs und des Handels fithren wiirde.

7.2.3.7.  Spezifische Bedingungen in Teil I der Rahmenregelung von 2023

Im vorliegenden Fall findet Teil II Abschnitt 1.2.1.6 (Beihilfen fiir die Zahlung von Versicherungspriamien) der
Rahmenregelung von 2023 Anwendung.

Gemdfd Randnummer 403 der Rahmenregelung von 2023 gilt Teil Il Abschnitt 1.2.1.6 der Rahmenregelung von
2023 fir Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primarproduktion titig sind. Diese Voraussetzung ist
erfilllt, da nur grofle Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primarproduktion titig sind, fiir die Beihilfe
infrage kommen (Erwidgungsgrund 15).

Gemdfl Randnummer 404 der Rahmenregelung von 2023 diirfen die Beihilfen das Funktionieren des
Binnenmarktes fiir Dienstleistungen im Versicherungsbereich nicht beeintrichtigen. Insbesondere diirfen sie nicht
auf Versicherungen einer einzigen Versicherungsgesellschaft oder Versicherungsgruppe beschrankt sein und nicht
an die Bedingung gekniipft werden, dass der Versicherungsvertrag mit einer in dem betreffenden Mitgliedstaat
ansdssigen Versicherungsgesellschaft abgeschlossen wird. Die Regelung erfilllt diese Voraussetzungen
(Erwagungsgrund 27).

Da die Regelung keine Riickversicherung umfasst, findet Randnummer 405 der Rahmenregelung von 2023 keine
Anwendung.

Beihilfefihig sind gemdf Randnummer 406 der Rahmenregelung von 2023 die Kosten fiir Versicherungspriamien
zur Absicherung von Schiden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige auffergewohnliche Ereignisse, einer
Naturkatastrophe gleichzusetzende widrige Witterungsverhaltnisse, Tierseuchen, Pflanzenschadlinge und invasive
gebietsfremde Art, die Entfernung und Beseitigung von Falltieren sowie durch geschiitzte Tiere entstanden sind
(siche Abschnitte 1.2.1.1 bis 1.2.1.5 der Rahmenregelung von 2023), sowie Schiden durch sonstige widrige
Witterungsverhiltnisse oder Umweltvorfille.

Beihilfen im Rahmen der Regelung konnen fiir die Zahlung von Versicherungspramien zur Abdeckung von Schiden
gewdhrt werden, die durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsverhiltnisse, Pflanzenschiddlinge und
Tierseuchen verursacht wurden (Erwidgungsgriinde 1 und 20). Daher steht die Regelung mit Randnummer 406 der
Rahmenregelung von 2023 im Einklang.

Gemifs Randnummer 407 der Rahmenregelung von 2023 diirfen die Versicherungszahlungen nur die Kosten fiir
die Beseitigung von Schdden gemifl Randnummer 406 ausgleichen und diirfen nicht mit Auflagen beziiglich Art
und Menge der kiinftigen Produktion verbunden sein. Diese Voraussetzung ist erfiillt (Erwdgungsgrund 26).

Die Regelung gilt nicht fiir Versicherungspramien fur Versicherungen gegen Verluste, die durch Umweltvorfille
verursacht werden. Die Randnummern 408 und 409 der Rahmenregelung von 2023 sind daher nicht anwendbar.

Gemafl Randnummer 411 der Rahmenregelung von 2023 darf die Beihilfeintensitit nicht mehr als 70 % der Kosten
der Versicherungspramie betragen. Bei Beihilfen fiir die Entfernung und Beseitigung von Falltieren darf die
Beihilfeintensitit nicht mehr als 100 % der Kosten der Versicherungspriamie fiir die Entfernung von Falltieren und
nicht mehr als 75 % der Kosten der Versicherungspriamie fur die Beseitigung dieser Falltiere betragen.

Beihilfen im Rahmen dieser Regelung konnen in Hohe von bis zu 65 % der beihilfefahigen Kosten gewahrt werden
(Erwdgungsgriinde 22 und 25). Daher wird die zuldssige Beihilfehochstintensitit gemdfl Randnummer 411 der
Rahmenregelung von 2023 eingehalten.

7.2.3.8. Abwigung der positiven und der negativen Auswirkungen der Beihilfe

Gemdfl Randnummer 134 der Rahmenregelung von 2023 bewertet die Kommission, ob die positiven
Auswirkungen der Beihilfemafnahme die festgestellten negativen Auswirkungen auf die Wettbewerbs- und
Handelsbedingungen iiberwiegen. Nur wenn die positiven Auswirkungen die negativen Auswirkungen iiberwiegen,
darf die Kommission die Beihilfemaffnahme als mit dem Binnenmarkt vereinbar erkliren.
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(208) Gemifl Randnummer 136 der Rahmenregelung von 2023 beriicksichtigt die Kommission bei der Bewertung der
positiven und negativen Auswirkungen der Beihilfe die Auswirkungen der Beihilfe auf das Erreichen der
allgemeinen und spezifischen Ziele der GAP gemifd Artikel 5 und 6 der Verordnung (EU) 2021/2115, die abzielen
auf die Forderung eines intelligenten, wettbewerbsfahigen, krisenfesten und diversifizierten Agrarsektors, die
Unterstiitzung und Stirkung von Umweltschutz, einschlieflich der biologischen Vielfalt, den Klimaschutz und den
Beitrag zur Erreichung der umwelt- und klimabezogenen Ziele der Union sowie die Stirkung des
soziookonomischen Gefiiges in lindlichen Gebieten.

(209) Gemifl Randnummer 137 der Rahmenregelung von 2023 ist die Kommission aufgrund der positiven
Auswirkungen auf die Entwicklung des Sektors grundsitzlich der Auffassung, dass bei Beihilfen, die die in den
einschldgigen Abschnitten von Teil Il der Rahmenregelung von 2023 festgelegten Voraussetzungen erfiillen und die
Beihilfehochstintensitdten und Beihilfehochstbetridge nicht iiberschreiten, die negativen Auswirkungen auf
Wettbewerb und Handel auf ein Minimum begrenzt sind.

(210) Die Regelung entspricht den Anforderungen von Teil II Abschnitt 1.2.1.6 der Rahmenregelung von 2023
(Erwagungsgriinde 197 bis 206), einschlieflich der einschlagigen Beihilfehdchstintensitat (Erwagungsgrund 206).

(211) Dariiber hinaus stehen die verfolgten Ziele im Einklang mit den allgemeinen und spezifischen Zielen gemif
Artikel 5 und 6 der Verordnung (EU) 2021/2115, die darauf abzielen, einen intelligenten, wettbewerbsfahigen,
krisenfesten und diversifizierten Agrarsektor zu fordern, der die langfristige Ernahrungssicherheit gewahrleistet
und den Umweltschutz unterstiitzt und stirkt sowie zur Verwirklichung der Umweltziele der Union beitrigt
(Erwigungsgrund 36).

(212) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die positiven Auswirkungen der Regelung ihre negativen
Auswirkungen in Form von Wettbewerbsverzerrungen und Auswirkungen auf den Handel zwischen
Mitgliedstaaten iiberwiegen.

7.2.4.  Schlussfolgerung zur Vereinbarkeit der Regelung mit dem Binnenmarkt

(213) Angesichts des Vorstehenden kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Beihilfe die Entwicklung eines
Wirtschaftszweigs fordert und die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verdndert, die dem gemeinsamen
Interesse zuwiderlduft. Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die Regelung auf der Grundlage von
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV in der Auslegung durch die einschligigen Bestimmungen der
Rahmenregelung von 2023 mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

7.3. Rechtmifligkeit der Einzelbeihilfe

(214) In ihrem Einleitungsbeschluss verwies die Kommission auf die Marktinformationen, die im Rahmen der vorlaufigen
Priifung der Regelung gewonnen wurden und aus denen hervorgeht, dass bestimmte Beihilfen fiir die Zahlung von
Versicherungspramien fiir Schiden, die durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsverhiltnisse und
Pflanzenschidlinge bzw. Tierseuchen an Kulturen bzw. Nutztieren verursacht wurden, bereits an grofe
Unternehmen gewdhrt wurden. Die vorldufige Priffung ergab, dass die Bewilligungsbehorde einige
Beihilfeempfinger zum Zeitpunkt der Gewahrung der Beihilfe filschlicherweise als KMU eingestuft hatte (*¥).
Folglich hatte sie diesen Unternehmen félschlicherweise Beihilfen im Rahmen der unter die Gruppenfreistellung
fallenden Beihilferegelung SA.49594 (2017/XA) gewihrt, die auf KMU beschrankt war.

(215) Zu der Einstufung als KMU iibermittelten die tschechischen Behérden ihre in den Erwdgungsgriinden 100 bis 110
dargelegten Bemerkungen.

(216) Im Folgenden geht die Kommission auf die Bemerkungen Tschechiens zur Auslegung des Begriffs ,KMU* ein und
beurteilt die Rechtmifigkeit der Einzelbeihilfe.

7.3.1.  Zur Auslegung des KMU-Begriffs

(217) Im Einleitungsbeschluss widersprach die Kommission der Beurteilung seitens der Bewilligungsbehorde, da sie der
Auffassung war, dass diese rein formal erfolgt war, d. h. indem ausschlieflich die formale Erfiillung der Kriterien fiir
die Definition eines KMU gepriift wurde, ohne die wirtschaftliche Realitdt und die in den Erwédgungsgriinden 58 bis
61 des Einleitungsbeschlusses dargelegten Grundsitze der Rechtsprechung zu beriicksichtigen.

(* Erwagungsgrund 57 des Einleitungsbeschlusses.
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Die von der Kommission im Einleitungsbeschluss dargelegte Erwidgung beruhte auf ihrer Auslegung von Anhang I
Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fuir die Landwirtschaft, wie in Erwidgungsgrund 61 des
Einleitungsbeschlusses erldutert. Die Kommission wies darauf hin, dass sich ihre Auslegung auf die Rechtsprechung
der Unionsgerichte stiitzt, die sich am Grundsatz des effet utile orientiert.

In ihrer Stellungnahme machten die tschechischen Behorden deutlich, dass sie bei der Durchfithrung und der
nachtriglichen administrativen Uberpriifung der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung solche
Beihilfeempfinger, die nach einer Fusion oder Ubernahme weniger als zwei Jahre vor dem Zeitpunkt der
Gewihrung der Beihilfe zu groflen Unternehmen geworden sind, nicht als groe Unternehmen betrachtet hitten.
Die tschechischen Behorden betrachteten diese Beihilfeempfinger fur die beiden aufeinanderfolgenden
Geschiftsjahre, die auf den Tag der Beihilfegewdhrung folgten, als KMU und gewiahrten ihnen Beihilfen auf der
Grundlage der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung SA.49594  (2017/XA)
(Erwidgungsgriinde 100 bis 110).

In Bezug auf die Argumente Tschechiens zur Auslegung von Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungs-
verordnung fiir die Landwirtschaft (Erwagungsgriinde 98 bis 111)) bekriftigt die Kommission ihren im Einleitungs-
beschluss ausfiihrlich erliuterten Standpunkt (*°).

Die Kommission erinnert daran, dass gemidff Randnummer 35 Absatz 14 der Rahmenregelung von 2014 und
Randnummer 33 Absatz 36 der Rahmenregelung von 2023 groffe Unternehmen Unternehmen sind, die die
Voraussetzungen des Anhangs I der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft nicht erfiillen.

Gemdfl Erwigungsgrund 39 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft liegt der Grund fiir die
Freistellung von KMU von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV in Folgendem: ,KMU spielen eine
entscheidende Rolle bei der Schaffung von Arbeitsplitzen und sind eine der Saulen fiir soziale Stabilitdt und die
Triebkraft der Wirtschaft. Sie konnen jedoch durch Marktversagen in ihrer Entwicklung behindert werden,
wodurch ihnen typische Nachteile entstehen. So haben KMU wegen der geringen Risikobereitschaft bestimmter
Finanzmirkte und wegen ihrer moglicherweise begrenzten Besicherungsmoglichkeiten hiufig Schwierigkeiten bei
der Beschaffung von Kapital oder Krediten. Mangels Ressourcen fehlt es ihnen zum Teil auch an Informationen
insbesondere iiber neue Technologien oder potenzielle Mirkte. Um die Entwicklung der wirtschaftlichen
Tatigkeiten von KMU zu fordern, sollten daher bestimmte Beihilfearten mit dieser Verordnung von der
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt werden.”

In Erwigungsgrund 40 der Gruppenfreistellungsverordnung fur die Landwirtschaft wird erldutert, dass die fur die
Zwecke der genannten Verordnung verwendete Definition von KMU auf den Begriffsbestimmungen in der
Empfehlung 2003/361/EG (**) der Kommission beruht, um Auslegungsunterschiede zu vermeiden, die Anlass zu
Wettbewerbsverzerrungen geben konnten, die Koordinierung der Mafinahmen der Union und der einzelstaatlichen
Mafinahmen zugunsten von KMU zu erleichtern und die Transparenz in Verfahrensfragen sowie die
Rechtssicherheit zu erhohen.

Nach Anhang I Artikel 2 Absatz 1 der Gruppenfreistellungsverordnung fir die Landwirtschaft der Kommission
setzt sich die Kategorie der KMU aus Unternehmen zusammen, die weniger als 250 Personen beschaftigen und die
entweder einen Jahresumsatz von hochstens 50 Mio. EUR erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf
hochstens 43 Mio. EUR belauft.

Gemifl Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft wiirde im Fall, dass
ein Unternehmen, welches am Stichtag des Rechnungsabschlusses feststellt, dass es auf Jahresbasis die in Artikel 2
der Verordnung genannten Schwellenwerte fur die Mitarbeiterzahl oder die Bilanzsumme iiber- oder unterschreitet,
den Status eines mittleren, kleinen bzw. Kleinstunternechmens erst dann verlieren bzw. erwerben, wenn es in zwei
aufeinanderfolgenden Geschiftsjahren zu einer Uber- oder Unterschreitung kommt.

(**) Erwdgungsgriinde 53 bis 61 des Einleitungsbeschlusses.
(*) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und
mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36, ELL: http://data.europa.eu/elijreco/2003/361/0j).
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(226) Die Unionsgerichte bestitigten in ihrer Rechtsprechung, dass die Definition eines KMU eng auszulegen ist, da die
Vorteile des KMU-Status in den meisten Fillen (insbesondere im Bereich der staatlichen Beihilfen) Ausnahmen von
den allgemeinen Vorschriften darstellen (7). Es ist notwendig, Unternehmensgruppen, die iiber eine stirkere
Wirtschaftskraft als ein KMU verfiigen, aus dieser Kategorie der KMU auszuklammern, selbst wenn sie die in der
KMU-Definition festgelegten Kriterien formal erfiillen (*). Gemdfl der Rechtsprechung ist ferner darauf zu achten,
dass die KMU-Definition nicht durch eine rein formale Erfiillung der Kriterien umgangen wird (**).

(227) Die Unionsgerichte haben ferner bestitigt, dass nur Unternehmen, auf die die typischen Nachteile von KMU
zutreffen, Anspruch auf die sich aus diesem Status ergebenden Vorteile haben sollten (*°). Daher ist die Kommission
der Auffassung, dass ein Unternehmen, das nicht den fir KMU typischen Schwierigkeiten begegnet, nicht als KMU
anerkannt werden sollte.

(228) In Randnummer 91 seines Urteils in der Rechtssache T-745/17, auf die sich die tschechischen Behorden in ihrer
Stellungnahme (Erwigungsgrund 110) bezogen, stellte das Gericht im Wesentlichen fest, dass die Kommission
Zweifel daran hitte haben miissen, ob ein Unternehmen, das zum Zeitpunkt der Gewdhrung der Beihilfe die in
Anhang I Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 vorgesehenen KMU-Schwellenwerte unterschreitet, als KMU
angeschen werden konnte, obwohl es in den beiden vorangegangenen Geschiftsjahren mit einem groflen
Unternehmen verbunden war.

(229) Die Situation im vorliegenden Fall verhilt sich umgekehrt zur Rechtssache T-745/17. Zum Zeitpunkt der
Gewihrung der Einzelbeihilfe tiberschritten die Beihilfeempfianger die in Anhang I Artikel 2 der Gruppenfreistel-
lungsverordnung fiir die Landwirtschaft festgelegten KMU-Schwellenwerte. Die KMU-Schwellenwerte wurden
durch eine dauerhafte Anderung der Eigentumsverhiltnisse in dem der Gewihrung der Einzelbeihilfe
vorausgehenden Geschiftsjahr tiberschritten. Die von den tschechischen Behorden vertretene Auslegung von
Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft, wonach
diese Beihilfeempfinger ihren KMU-Status zwei Jahre nach dem Zeitpunkt der Anderung ihrer Eigentumsver-
hiltnisse behalten sollten, liefe dem Geist von Artikel 4 Absatz 2 zuwider, der sicherstellen soll, dass nur
Unternehmen, die den fir KMU typischen Schwierigkeiten begegnen, Anspruch auf die sich aus diesem Status
ergebenden Vorteile haben.

(230) Es widerspriache dem Grundsatz des effet utile, eine solche Flexibilitit fiir Unternehmen vorzusehen, die aufgrund
einer Anderung der Eigentumsverhiltnisse dauerhaft die KMU-Schwellenwerte iiberschreiten. Mit der in Anhang 1
Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft vorgesehenen Flexibilitit soll
sichergestellt werden, dass Unternehmen, die Wachstum verzeichnen und voriibergehend die in Artikel 2 dieses
Anhangs festgelegten Schwellenwerte iiberschreiten, ihren KMU-Status behalten konnen. Damit soll
Rechtssicherheit fir KMU geschaffen werden, die auf stark volatilen Mérkten titig sind. Die Anderung der
Eigentumsverhiltnisse eines Unternehmens infolge einer Fusion oder Ubernahme fithrt jedoch zu einer
strukturellen Veranderung, die nicht der Volatilitit eines Marktes oder Wirtschaftswachstum unterliegt.

(231) Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass die in Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft vorgesehene Flexibilitit auf Situationen beschrankt werden
muss, in denen die KMU-Schwellenwerte voriibergehend iiberschritten werden (,erst dann, wenn es in zwei
aufeinanderfolgenden Geschiftsjahren zu einer Uber- oder Unterschreitung kommt®).

(232) Das Leitprinzip fiir die Auslegung der Kommission bestand darin, sicherzustellen, dass nur Unternehmen, die den
fiir KMU typischen Schwierigkeiten begegnen, Anspruch auf die Vorteile haben, die sich aus diesem Status ergeben,
und dass die fir KMU vorgesehenen Mafinahmen tatsichlich diejenigen Unternehmen erreichen, deren geringe
Grofe fiir sie einen Nachteil bedeutet, nicht aber diejenigen, die einem Konzern angehoren und Zugang zu Mitteln
und Unterstiitzung haben, die ihre gleich groffen Konkurrenten, die keinem Konzern angehoren, nicht haben.

(233) Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft kann daher nicht so
verstanden werden, dass ein KMU, das aufgrund einer Ubernahme oder Fusion zu einem groflen Unternehmen
wird, den KMU-Status in zwei aufeinanderfolgenden Geschiftsjahren automatisch weiterhin in Anspruch nehmen
kann.

(*’) Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 2014, Rechtssache C-110/13, HaTeFo, ECLLEU:C:2014:114, Rn. 32.

(**) Siehe insbesondere: Urteil des Gerichtshofs vom 24. September 2020, Rechtssache C-516/19, NMI Technologietransfer,
ECLLEU:C:2020:754, Rn. 31 bis 34; Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, Rechtssache C-91/01, Italien/Kommission,
ECLLEU:C:2004:244, Rn. 31, 50-54; Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 2014, Rechtssache C-110/13, HaTeFo,
ECLLEU:C:2014:114, Rn. 34 und 39; Urteil des Gerichtshofs vom 14. Oktober 2004, Rechtssache T-137/02, Pollmeier/Kommission,
ECLL:EU:T:2004:304, Rn. 61 bis 62.

(**) Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, Rechtssache C-91/01, Italien/Kommission, ECLLEU:C:2004:244, Rn. 50; Urteil des
Gerichtshofs vom 27. Februar 2014, Rechtssache C-110/13, HaTeFo, ECL:EU:C:2014:114, Rn. 33.

(*) Urteil des Gerichtshofs vom 27. Februar 2014, Rechtssache C-110/13, HaTeFo, EU:C:2014:114, Rn. 33; Urteil des Gerichtshofs vom
29. April 2004, Rechtssache C-91/01, Italien/Kommission, ECLLEU:C:2004:244, Rn. 50.
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Die Kommission stimmt daher der Auffassung der tschechischen Behorden nicht zu, dass die zweijahrige Schonfrist
in der Regel fiir alle Fille gilt, in denen die KMU-Schwellenwerte iiberschritten werden, unabhingig vom
dahinterstehenden Grund. Ein Unternehmen ist nicht linger ein KMU und sieht sich nicht mehr denselben
Problemen wie ein KMU gegeniiber (Zugang zu Ressourcen, Technologie usw.), wenn es aufgrund einer Fusion
oder Ubernahme Teil eines Grounternehmens wird und folglich dauerhaft die KMU-Schwellenwerte iiberschreitet.

Ebenso stimmt die Kommission dem Standpunkt der tschechischen Behorden nicht zu, dass sich die in
Erwigungsgrund 59 des Einleitungsbeschlusses genannte Rechtsprechung auf Anhang I Artikel 3 der Gruppenfreis-
tellungsverordnung fiir die Landwirtschaft beschrinken muss (Erwidgungsgrund 107). Auch wenn diese
Rechtsprechung speziell in Bezug auf sogenannte verbundene Unternehmen ergangen sein mag, fihrt dies nach
Ansicht der Kommission weder zu einer Anderung noch zu einer Einschrinkung der allgemeinen Relevanz des
Grundsatzes des effet utile. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass sie als allgemeine Regelung fur die
Umsetzung der KMU-Definition angesehen werden muss, insbesondere angesichts der Tatsache, dass die
Unionsgerichte in ihren Urteilen zur Anwendung des ,Geistes“ der KMU-Definition auffordern (z. B. damit ,der
Nutzen der verschiedenen Regelungen oder Mafnahmen zur Forderung der KMU nur den Unternchmen
zugutekommt, bei denen ein entsprechender Bedarf besteht (*1)).

Dariiber hinaus macht Tschechien geltend, dass der Inhalt einer Rechtsvorschrift zwar durch Auslegung geklart
werden konne, die Auslegung jedoch nicht herangezogen werden diirfe, um ein Gesetz, dessen Bedeutung klar und
verstandlich sei, falsch auszulegen. Eine solche Vorgehensweise konne zu einem inakzeptablen Mangel an
Rechtssicherheit im Rechtsverkehr (Erwdgungsgrund 106) fithren.

In diesem Zusammenhang weist die Kommission erneut darauf hin, dass nach der Rechtsprechung der
Unionsgerichte jeder Rechtstext im Einklang mit seinem Wortlaut (enge Auslegung), aber auch unter gebithrender
Beriicksichtigung der Absicht des Gesetzgebers bei der Annahme des Textes ausgelegt werden sollte. Die
Kommission hat erldutert (*?), dass das Ziel der KMU-Definition darin besteht, sicherzustellen, dass Mafsnahmen zur
Forderung nur den Unternehmen zugutekommen, bei denen ein tatsichlicher Bedarf besteht. Da die KMU-
Definition fiir alle politischen Initiativen, Programme und Mafinahmen gilt, die die Kommission fiur KMU
entwickelt und betreibt, ist es wichtig zu ermitteln, welche Unternehmen tatsichlich KMU sind, weil sie
Unterstiitzung benotigen, die andere Unternehmen nicht benétigen. Im Vergleich zu anderen Unternehmen sehen
sich KMU einer einzigartigen Konstellation von Problemen gegeniiber, die, wie bereits in Erwdgungsgrund 222
erldutert, eine besondere Behandlung rechtfertigen.

In Anbetracht der Erwédgungen in den Erwégungsgriinden 221 bis 237 bekraftigt die Kommission, dass Anhang I
Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft nicht allgemein und automatisch
gilt. Stattdessen ist zunichst anzugeben, welches Unternehmen und welche Geschiftsjahre fiir die Berechnung der
Daten nach Artikel 2 Absatz 1 des genannten Anhangs relevant sind.

Wenn also ein Unternehmen infolge einer Fusion oder Ubernahme seine Struktur oder seine Eigentumsverhiltnisse
dauerhaft dndert und zum Zeitpunkt der Beihilfegewdhrung unter der Kontrolle (im Sinne von Anhang I Artikel 3
Absatz 3 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft) eines ,grofen Unternehmens* (¥) steht, ist
ein solches Unternehmen selbst als grofles Unternehmen anzusehen (*).

Daraus folgt, dass einem solchen Unternehmen kein KMU-Status zuteilwerden kann und es daher nicht fiir Beihilfen
im Rahmen der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung infrage kommt.

7.3.2. Einzelbeihilfe

Im Einleitungsbeschluss vertrat die Kommission vorldufig die Auffassung, dass die Regelung bereits vor ihrer
Anmeldung eingefithrt worden war.

Im Rahmen des formlichen Priifverfahrens erklirten die tschechischen Behorden, dass kein Aufruf zur Einreichung
von Beihilfeantridgen eingeleitet und daher keine Beihilfe im Rahmen dieser Regelung gewihrt worden sei.

Die Kommission stimmt mit den tschechischen Behorden darin iiberein, dass die in Erwagungsgrund 3 genannte
Beihilfe nicht als auf der Grundlage der Regelung gewihrt angesehen werden kann, da diese Regelung als Entwurf
angemeldet und daher nicht von der Kommission genehmigt wurde und zum Zeitpunkt der Gewihrung der
Beihilfe nicht in Kraft war.

(") Urteil des Gerichtshofs vom 29. April 2004, Rechtssache C-91/01, Italien/Kommission, ECLIEU:C:2004:244, Rn. 50; Urteil des
Gerichtshofs vom 14. Oktober 2004, Rechtssache T-137/02, Pollmeier Malchow, ECLLEU:T:2004:304, Rn. 61.

(*) Empfehlung 2003/361/EG, Erwagungsgrund 12.

(*?) Siehe auch Erwigungsgrund 61 des Einleitungsbeschlusses.

(* Siehe auch Erwigungsgrund 61 des Einleitungsbeschlusses.
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(244) Aus den in den Erwdgungsgriinden 217 bis 240 genannten Griinden kann auch nicht davon ausgegangen werden,
dass eine solche Beihilfe auf der Grundlage der unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung
SA.49594 (2017/XA) erfolgte, da sie grofSen Unternehmen gewahrt wurde, obwohl der Anwendungsbereich der
unter die Gruppenfreistellung fallenden Beihilferegelung auf KMU beschrinkt war.

(245) Dementsprechend wurde die in Erwédgungsgrund 3 genannte Einzelbeihilfe nicht auf der Grundlage einer
Beihilferegelung gewihrt und stellt daher eine ,Einzelbeihilfe* im Sinne von Artikel 1 Buchstabe e der Verordnung
(EU) 2015/1589 des Rates (*) dar.

(246) Das formliche Priifverfahren ergab ferner, dass von den in Erwidgungsgrund 97 genannten Unternehmen ZEV
Saratice, a.s. (im Folgenden ,ZEV Saratice”) am 17. Januar 2018 eine Einzelbeihilfe erhielt (). Zum Zeitpunkt der
Gewihrung der Beihilfe musste ZEV Saratice, wie nachstehend erldutert, als grofes Unternehmen betrachtet
werden.

(247) Aus den von den tschechischen Behorden iibermittelten Informationen geht hervor, dass LUKROM, spol. s.r.o. (im
Folgenden ,LUKROM®) am 10. Februar 2017 Mehrheitsaktionir von ZEV Saratice wurde und 62,52 % der Anteile
hielt. Diese Beteiligung stieg bis Ende 2017 durch schrittweise Anteilskdufe auf 70,2 %. Den tschechischen
Behorden zufolge wurden aus den Unternehmen ZEV Saratice und LUKROM aufgrund der Mehrheitsbeteiligung
am 10. Februar 2017 verbundene Unternehmen im Sinne von Anhang I Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe a der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft.

(248) In ihrer Stellungnahme verwiesen die tschechischen Behorden auf das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache
T-745/17 (Erwigungsgrund 110). Threr Ansicht nach kam das Gericht in diesem Urteil zu dem Schluss, dass
Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (im Folgenden ,AGVO®) auch bei Fusionen und
Ubernahmen gilt (Erwigungsgrund 110).

(249) Der Sachstand in dieser Rechtssache unterscheidet sich jedoch von Situation von ZEV Saratice im vorliegenden Fall:
In der Rechtssache T-745/17 wurde der Beihilfeempfinger aufgrund der Ubertragung von Anteilen auf ein anderes
Unternehmen zu einem KMU. Im vorliegenden Fall ist die Lage jedoch umgekehrt. Die Mehrheit der Anteile an ZEV
Saratice wurde von einem groen Unternehmen, LUKROM, erworben.

(250) Tatsichlich erfolgte der Rechnungsabschluss fir LUKROM fiir das Jahr 2017 am 31. Dezember 2017. Die
Jahresbilanzsumme belief sich auf 2 742 344 000 CZK (etwa 107 Mio. EUR (¥)). In der Bilanz von LUKROM war
fiir denselben Zeitraum die durchschnittliche Zahl der Beschaftigten als 301, plus 372 Beschiftigte in anderen
Unternehmen, die in die Bilanz dieses Unternehmens einbezogen wurden, angegeben. Aus diesen Daten ergibt sich,
dass LUKROM im Jahr 2017 ein grof8es Unternechmen war.

(251) Der Rechnungsabschluss fiir LUKROM fiir das Jahr 2016 erfolgte am 31. Dezember 2016. Die Jahresbilanzsumme
belief sich auf 2 346 940 CZK (etwa 86,8 Mio. EUR (*)). In der Bilanz von LUKROM war fiir denselben Zeitraum
die durchschnittliche Zahl der Beschiftigten als 299, plus 375 Beschiftigte in anderen Unternehmen, die in die
Bilanz dieses Unternehmens einbezogen wurden, angegeben. Aus diesen Daten ergibt sich, dass LUKROM auch im
Jahr 2016 ein grofSes Unternehmen war.

(252) Dabher ist die Kommission der Auffassung, dass das von den tschechischen Behorden angefiihrte Urteil fiir die
Zwecke der Anwendung von Anhang I der AGVO im vorliegenden Fall nicht relevant ist (siche auch
Erwigungsgrund 229).

(253) Als subsidiare rechtliche Analyse wird die Kommission jedoch dieselben Grundsitze anwenden, wie sie das Gericht
in diesem Urteil dargelegt hat.

(254) Wie in Randnummer 94 dieses Urteils ausgefiihrt, waren sowohl die nationalen Behorden als auch die Kommission
verpflichtet, den relevanten Rechnungsabschluss und das relevante Jahr fir die Zwecke einer Zusammenrechnung
der jeweiligen Daten im Sinne von Anhang I Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 3 und
Artikel 4 Absatz 2 AGVO genau zu bestimmen, und sie mussten prazisieren, welche Gesellschaft oder
Gesellschaften dabei zu beriicksichtigen waren.

(") Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL L 248 vom 24.9.2015, S. 9, ELL: http:|/data.europa.eu/eli/reg/2015/
1589/0j).

(*) ZEV Saratice, a.s. wurde die in Erwégungsgrund 3 genannte Einzelbeihilfe in Héhe von 234 722 CZK (etwa 9 351 EUR; Wechselkurs
am 17. Januar 2018: 1 EUR = 25,371 CZK) gewéhrt.

(*) Wechselkurs vom Dezember 2017: 1 EUR = 25,647 CZK.

(**) Wechselkurs vom Dezember 2016: 1 EUR = 27,03 CZK.
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In Randnummer 93 dieses Urteils stellte das Gericht ferner fest, dass auch die Daten eines Unternehmens
beriicksichtigt werden miissen, unter dessen Kontrolle der Beihilfeempfinger einen wesentlichen Teil seiner
wirtschaftlichen Tatigkeit im betrachteten Geschiftsjahr ausiibte.

In Anwendung dieses Urteils auf die vorliegende Situation bewertet die Kommission die Daten von ZEV Saratice
und LUKROM gemeinsam. Eine solche Zusammenrechnung ist im Sinne von Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft, wie das Gericht in Randnummer 94 des Urteils in der
Rechtssache T-745/17 betont. Andernfalls wiirde die KMU-Definition durch eine rein formale Erfillung der
Kriterien umgangen. Wenn nimlich die Analyse des Begriffs ,KMU“ zwei Jahre vor der Anderung der
Unternehmensstruktur bei jedem der an der Transaktion beteiligten Unternehmen getrennt erfolgen wiirde, wire
die Schlussfolgerung immer eine Erweiterung des KMU-Begriffs, was der Notwendigkeit, Anhang I Artikel 4
Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft strikt auszulegen, (Erwigungsgrund 230) und
dessen Geist zuwiderlaufen wiirde.

Was den relevanten Rechnungsabschluss betrifft, so erstreckten sich die beiden dem Zeitpunkt der
Beihilfegewihrung vorausgehenden Geschiftsjahre auf die Jahre 2017 und 2016.

Der Rechnungsabschluss von ZEV Saratice fiir das Jahr 2017 erfolgte am 31. Dezember 2017. Die
Jahresbilanzsumme belief sich auf 120 286 000 CZK (etwa 4,69 Mio. EUR (*)). Fiir denselben Zeitraum gab ZEV
Saratice in einem Jahresbericht eine Anzahl von 8 Beschiftigten an.

Der Rechnungsabschluss von ZEV Saratice fiir das Jahr 2016 erfolgte am 31. Dezember 2016. Die
Jahresbilanzsumme belief sich auf 120 286 000 CZK (etwa 4,39 Mio. EUR (*%)). Fiir denselben Zeitraum gab ZEV
Saratice in einem Jahresbericht eine Anzahl von 9 Beschiftigten an.

Wie in den Erwidgungsgriinden 250 und 251 erwihnt, geht aus den Abschliissen des verbundenen Unternehmens
von ZEV Saratice (LUKROM) fiir die beiden Geschiftsjahre vor dem Zeitpunkt der Beihilfegewdhrung hervor, dass
allein dieses verbundene Unternehmen ein ,grof8es Unternehmen* im Sinne von Anhang I der AGVO darstellt.

Daher war ZEV Saratice im Einklang mit Anhang I Artikel 2 Absatz 1 der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die
Landwirtschaft zum Zeitpunkt der Gewidhrung der Beihilfe, d. h. am 17. Januar 2018, mit einem ,groflen
Unternehmen* im Sinne des Anhangs I der Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft verbunden und
damit Teil eines solchen. Dementsprechend kam ZEV Saratice nicht fiir eine Beihilfe im Rahmen der Regelung
SA.49594 (2017/XA) infrage, da eine solche Beihilfe nur KMU zur Verfiigung stand.

In Bezug auf die anderen in Erwidgungsgrund 97 aufgefithrten Unternehmen haben die tschechischen Behorden
nicht erldutert, warum diese Unternehmen gepriift wurden, da ihnen nach Angaben der tschechischen Behorden
seit dem 1. Januar 2018 keine Beihilfe fur die Versicherungspriamie gewihrt wurde.

7.3.3.  Rechtswidrigkeit der Einzelbeihilfen

Da die Einzelbeihilfe groen Unternehmen gewihrt wurde, fillt sie unter keine der Gruppen der Gruppenfreistel-
lungsverordnung fiir die Landwirtschaft.

Da die Einzelbeihilfen weder auf der Grundlage einer genehmigten Regelung gewihrt wurden noch im Rahmen der
Gruppenfreistellungsverordnung fir die Landwirtschaft als Ausnahme zu betrachten waren, bekriftigt die
Kommission ihre vorldufigen Zweifel und stellt fest, dass die grolen Unternehmen bereits gewihrten
Einzelbeihilfen rechtswidrig sind (*!).

7.4. Vereinbarkeit der Einzelbeihilfen mit dem Binnenmarkt

7.4.1. Anwendbare Leitlinien

Gemdfl Randnummer 656 der Rahmenregelung von 2023 werden rechtswidrige Beihilfen anhand der zum
Zeitpunkt der Beihilfegewahrung geltenden Vorschriften gepriift. Daher priift die Kommission in diesem Beschluss
die vor ihrer Genehmigung durch die Kommission gewéhrten Beihilfen auf der Grundlage von Artikel 107
Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV und alle vor dem 1. Januar 2023 gewéhrten Einzelbeihilfen (Erwigungsgrund 3) nach
Maf3gabe der Rahmenregelung von 2014.

(*) Wechselkurs vom Dezember 2017: 1 EUR = 25,647 CZK.
(*) Wechselkurs vom Dezember 2016: 1 EUR = 27,03 CZK.
(") Erwagungsgriinde 42 und 50 des Einleitungsbeschlusses.
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7.4.2. Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV und anwendbare Leitlinien

(266) Gemifl Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV koénnen Beihilfen zur Forderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, soweit sie die
Handelsbedingungen nicht in einer Weise verdndern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderluft.

(267) Um als mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV in Einklang zu gelten, i) miissen Beihilfen daher die Forderung
der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete vereinfachen (positive Voraussetzung) und ii)
diirfen Beihilfen die Handelsbedingungen nicht in einer Weise nachteilig verindern, die dem gemeinsamen
Interesse zuwiderlduft (negative Voraussetzung). Diese beiden Voraussetzungen sind kumulativ.

(268) Die Kommission priift im Lichte der anwendbaren Leitlinien, also der Rahmenregelung von 2014, ob diese beiden
Voraussetzungen erfullt sind. Konkret finden in diesem Fall Teil I Kapitel 3 (Priifung der Vereinbarkeit mit dem
Binnenmarkt nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV) in der Auslegung durch das Urteil des Gerichtshofs in
der Rechtssache C-594/18 P (*} und Teil II Abschnitt 1.2.1.6 (Beihilfen fiir die Zahlung von Versicherungsprimien)
Anwendung.

7.4.3.  Frage nach der Forderung der Entwicklung eines Wirtschaftszweigs durch die Beihilfe

7.4.3.1. Ermittlung des Wirtschaftszweigs

(269) Die Kommission stellt fest, dass die Einzelbeihilfe darauf abzielte, Landwirte bei Risiken und Krisenereignissen zu
unterstiitzen, indem Anreize fiir sie geschaffen wurden, eine Versicherung abzuschlieen. Versicherungen sind ein
wichtiges Instrument fuir das Risiko- und Krisenmanagement im Agrarsektor, da dieser solchen Ereignissen hiufig
ausgesetzt ist. Auf diese Weise wunterstiitzt die Beihilfe die landwirtschaftliche Primarproduktion
(Erwdgungsgrund 9).

(270) Gemifs Randnummer 44 der Rahmenregelung von 2014 sollten die Beihilfen im Agrar- und Forstwirtschaftssektor
sowie in lindlichen Gebieten einen engen Bezug zur GAP haben, mit den Zielen fiir die Entwicklung des lindlichen
Raums gemdfl Randnummer 10 besagter Rahmenregelung tibereinstimmen und mit den Vorschriften fiir die
gemeinsame Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse vereinbar sein.

(271) Gemidfl Randnummer 46 der Rahmenregelung von 2014 vertritt die Kommission die Auffassung, dass
Beihilfemafinahmen, die im Rahmen und im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Européischen
Parlaments und des Rates () und den zugehorigen Durchfihrungs- und delegierten Rechtsakten oder als
zusdtzliche nationale Finanzierung im Rahmen eines Entwicklungsprogramms fur den lindlichen Raum
durchgefiihrt werden, an sich mit den Zielen der Entwicklung des lindlichen Raums iibereinstimmen.

(272) Die vorliegende Beihilfe wurde nicht im Rahmen des Programms zur Entwicklung des lindlichen Raums
Tschechiens kofinanziert, sondern im Einklang mit den Zielen der Entwicklung des lindlichen Raums konzipiert
(Erwdgungsgrund 63).

(273) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Beihilfe einen Wirtschaftszweig insofern gefordert hat, als sie die
Wettbewerbsfihigkeit und Widerstandsfihigkeit der landwirtschaftlichen Primarproduktion forderte.

7.4.3.2. Fehlen eines Anreizeffekts

(274) Gemifl Randnummer 66 der Rahmenregelung von 2014 hat die Beihilfe einen Anreizeffekt, wenn sie das Verhalten
von Unternehmen dahin gehend 4ndert, dass sie durch zusitzliche Tatigkeiten, die sie ohne die Beihilfe entweder
nicht, nur in geringerem Umfang oder auf andere Weise ausiiben wiirden, einen Beitrag zur Entwicklung des
Sektors leistet. Die Beihilfe darf weder eine Subvention fiir die Kosten einer Titigkeit darstellen, die ein
Unternehmen ohnehin zu tragen hitte, noch das iibliche Geschiftsrisiko eines Wirtschaftszweigs ausgleichen.

() Urteil des Gerichtshofs (GroRe Kammer) vom 22. September 2020 in der Rechtssache C-594[18, Osterreich/Kommission,
ECLL:EU:C:2020:742.

(**) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Forderung der
landlichen Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 487, ELL http://data.europa.cu/elijreg/2013/
1305/0j).

28/32 ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2025/2433/oj


http://data.europa.eu/eli/reg/2013/1305/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2013/1305/oj

ABL. L vom 5.12.2025

DE

(275)

(276)

(277)

(278)

(279)

(280)

(281)

(282)

(283)

(284)

(285)

Gemafl Randnummer 67 der Rahmenregelung von 2014 sind einseitige staatliche Beihilfemaffnahmen, die lediglich
dazu bestimmt sind, die finanzielle Situation der Unternehmen zu verbessern, die aber nicht in irgendeiner Weise
zur Entwicklung des Sektors insgesamt beitragen, und vor allem Beihilfen, die allein auf der Grundlage des Preises,
der Menge, der Produktionseinheit oder der Betriebsmitteleinheit gewahrt werden, als Betriebsbeihilfen anzusehen,
die mit dem Binnenmarkt unvereinbar sind. Ferner konnen derartige Beihilfen ihrer Natur nach auch die
Mechanismen der gemeinsamen Marktorganisation beeintrichtigen.

Die Beihilfe wurde fiir die Kosten fiir Versicherungspramien gewéhrt (Erwdgungsgrund 21). Sie stellte daher weder
eine Subvention fiir die Kosten einer Ttigkeit dar, die ein Unternehmen ohnehin zu tragen hitte, noch glich sie das
tibliche Geschiftsrisiko eines Wirtschaftszweigs aus und war nicht dafiir vorgesehen, einfach die finanzielle
Situation von Unternehmen zu verbessern.

Gemdff Randnummer 70 der Rahmenregelung von 2014 ist ein Anreizeffekt fir den Beihilfeempfinger
ausgeschlossen, wenn mit den Arbeiten an dem betreffenden Vorhaben bzw. der betreffenden Titigkeit bereits
begonnen wurde, bevor der Empfinger bei den nationalen Behérden einen Beihilfeantrag gestellt hat. Gemaf§
Randnummer 35 Absatz 25 der Rahmenregelung von 2014 bezeichnet der Ausdruck ,Beginn der Arbeiten am
Projekt oder der Titigkeit“ entweder die effektive Aufnahme der Tdtigkeiten bzw. der Bauarbeiten fiir die Investition
oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Ausriistung bzw. Inanspruchnahme von
Dienstleistungen, oder eine andere Verpflichtung, die das Projekt oder die Titigkeit unumkehrbar macht.

Gemifs Randnummer 71 der Rahmenregelung von 2014 muss der Beihilfeantrag mindestens die folgenden
Angaben enthalten: Name des Antragstellers und Grofe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens oder der
Tatigkeit, einschlieflich Standort sowie Zeitpunkt des Beginns und des Abschlusses des Vorhabens, fiir die
Durchfithrung benétigter Beihilfebetrag und beihilfefahige Kosten.

Dariiber hinaus miissen grofle Unternehmen gemdff Randnummer 72 der Rahmenregelung in ihrem Antrag die
Situation beschreiben, die ohne Beihilfe bestehen wiirde (als kontrafaktische Fallkonstellation oder alternatives
Vorhaben oder alternative Titigkeit bezeichnet), und ihre im Antrag vorgenommenen Ausfithrungen zur
kontrafaktischen Fallkonstellation durch Nachweise untermauern. AufSerdem muss die Bewilligungsbehorde gemaf§
Randnummer 73 der Rahmenregelung nach Eingang eines Antrags die Plausibilitit der kontrafaktischen
Fallkonstellation priifen und bestitigen, dass die Beihilfe den erforderlichen Anreizeffekt hat. Eine kontrafaktische
Fallkonstellation ist plausibel, wenn sie unverfalscht die Faktoren wiedergibt, die zum Zeitpunkt der Entscheidung
des Beihilfeempfangers in Bezug auf das betreffende Vorhaben oder die betreffende Tatigkeit mafSgeblich waren.

Wie sich aus Erwidgungsgrund 67 des Einleitungsbeschlusses ergibt, leitete die Kommission in Bezug auf die
Einzelbeihilfen das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV mit der Begriindung ein, dass die Beihilfe grolen
Unternehmen rechtswidrig gewihrt wurde, weil es Zweifel in Bezug auf i) die Vorlage der kontrafaktischen
Fallkonstellation und ii) den Zeitpunkt der Antragstellung gab (siche auch Erwigungsgrund 8).

Vorlage der kontrafaktischen Fallkonstellation

In ihrer Stellungnahme zum Einleitungsbeschluss widersprachen die tschechischen Behorden der Auslegung von
Anhang I Artikel 4 Absatz 2 der Gruppenfreistellungsverordnung fir die Landwirtschaft durch die Kommission
und brachten vor, dass Beihilfeempfingern, die nicht als KMU im Sinne der Definition in Anhang I der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Landwirtschaft (%) gelten (Erwagungsgriinde 99 bis 110), keine Beihilfe
gewidhrt worden sei.

Die tschechischen Behorden bestitigten jedoch, dass keiner der Beihilfeempfinger, die eine Beihilfe auf der
Grundlage der Regelung SA.49594 (2017/XA) erhalten haben, eine kontrafaktische Fallkonstellation vorgelegt hat
(Erwigungsgrund 98).

Die tschechischen Behorden bestreiten nicht, dass die Regelung SA.49594 (2017/XA) nicht vorsieht, dass die
kontrafaktische Fallkonstellation ex ante vorzulegen ist. Diese Behorden beantragten auch nicht, dass die
Kommission von dieser in der Rahmenregelung von 2014 festgelegten Anforderung abweicht (*°).

Dementsprechend ist die Kommission der Auffassung, dass der erste Grund des formlichen Priifverfahrens insofern
bestatigt wurde, als die groflen Unternehmen, denen rechtswidrige Einzelbeihilfen gewdhrt wurden, keine
kontrafaktische Fallkonstellation ex ante vorgelegt hatten, aus der hervorgeht, dass die Beihilfe einen Anreizeffekt
hatte.

() Wie in Erwidgungsgrund 102 dieses Beschlusses erldutert, bezieht sich diese Stellungnahme Tschechiens nicht auf grofen
Beihilfeempfinger, von denen die Beihilfe bereits zuriickgefordert wurde.
(**) Erwidgungsgrund 47 des Einleitungsbeschlusses.
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7.4.3.3.  Schlussfolgerung zur ersten (positiven) Voraussetzung nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV

(286) In Ermangelung eines ordnungsgemif nachgewiesenen Anreizeffekts kann nicht davon ausgegangen werden, dass
die in Rede stehende Einzelbeihilfe die Entwicklung eines bestimmten Wirtschaftszweigs oder -gebiets fordert.

7.4.4.  Schlussfolgerung zur Vereinbarkeit der Einzelbeihilfe mit dem Binnenmarkt

(287) Die Einzelbeihilfen, die grofen Unternehmen bereits fiir die Zahlung von Versicherungspramien zur Deckung von
Schiden, die durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsverhaltnisse und Pflanzenschidlinge bzw. Tierseuchen
an Kulturen bzw. Nutztieren entstanden sind (Erwadgungsgrund 3), gewahrt wurden, konnen nicht als Beihilfe zur
Forderung der Entwicklung eines bestimmten Wirtschaftszweigs oder -gebiets angesehen werden.

(288) Daher konnen solche Einzelbeihilfen nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV (in der Auslegung im Lichte der
Rahmenregelung von 2014) nicht als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, ohne dass die zweite,
negative Voraussetzung dieser Bestimmung gepriift werden muss.

8. RUCKFORDERUNG

(289) Nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV und der stindigen Rechtsprechung der Unionsgerichte ist die Kommission befugt
zu entscheiden, ob der betroffene Mitgliedstaat eine Beihilfe, deren Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt
festgestellt wurde, umzugestalten oder aufzuheben hat (*). Ebenfalls entsprechend der stindigen Rechtsprechung
der Unionsgerichte soll durch die einem Mitgliedstaat auferlegte Verpflichtung, fiir von der Kommission mit dem
Binnenmarkt unvereinbar erklirte Beihilfen aufzuheben, die frithere Lage wiederhergestellt werden ().

(290) Die Unionsgerichte haben in diesem Zusammenhang festgestellt, dass dieses Ziel erreicht ist, wenn der Empfanger
den als rechtswidrige Beihilfe gewdhrten Betrag zuriickgezahlt und dadurch den Vorteil, den er auf dem Markt
gegeniiber seinen Mitbewerbern besaf, verloren hat und die Lage vor der Zahlung der Beihilfe wiederhergestellt
ist ().

(291) Im Einklang mit der Rechtsprechung sieht Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/1589 vor: ,In Negativbe-
schliissen hinsichtlich rechtswidriger Beihilfen entscheidet die Kommission, dass der betreffende Mitgliedstaat alle
notwendigen Mafnahmen ergreift, um die Beihilfe vom Empfinger zuriickzufordern (im Folgenden ,Riickforde-
rungsbeschluss?). Die Kommission verlangt nicht die Riickforderung der Beihilfe, wenn dies gegen einen
allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts verstofsen wiirde.

(292) Daher ist Tschechien verpflichtet, rechtswidrige und mit dem Binnenmarkt unvereinbare Beihilfen
(Erwigungsgrund 261) von ZEV Saratice, a.s. und allen anderen Beihilfeempfingern wiedereinzuziehen, die zum
Zeitpunkt der Gewidhrung der Einzelbeihilfen grofe Unternehmen waren, es sei denn, sie erfillten alle
Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (*) der Kommission oder die Anwendung eines allgemeinen
Grundsatzes des EU-Rechts, wie im formlichen Priifverfahren geltend gemacht. Der Riickforderungszeitraum
erstreckt sich von dem Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe dem Beihilfeempfinger zur Verfiigung stand, bis zu ihrer
tatsichlichen Riickzahlung. Auf die zuriickzufordernden Betrdge sind bis zu ihrer vollstindigen Riickzahlung
Riickforderungszinsen zu erheben —

(%) Urteil des Gerichtshofs vom 12. Juli 1973, Kommission/Deutschland, C-70/72, ECLLEU:C:1973:87, Rn. 13.

(*7) Urteil des Gerichtshofs vom 21. Marz 1990, Belgien/Kommission, C-142/87, ECLLEU:C:1990:125, Rn. 66.

(**) Urteil des Gerichtshofs vom 17. Juni 1999, Belgien/Kommission, C-75/97, ECLLEU:C:1999:311, Rn. 64 und 65.

(**) Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABL L 352 vom 24.12.2013, S. 9,
ELL http://data.europa.eu/eli/reg/2013/1408/0j).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Regelung ist nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar.

Artikel 2

Die Einzelbeihilfen, die groen Unternehmen bereits fiir die Zahlung von Versicherungspriamien zur Deckung von Schiden,
die durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsverhéltnisse und Pflanzenschidlinge bzw. Tierseuchen an Kulturen bzw.
Nutztieren entstanden sind, gewahrt wurden, wurden unter Verstof8 gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV gewihrt und sind
mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

Artikel 3
(1)  Tschechien hat die in Artikel 2 genannte mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen zuriickzufordern.

(2) Auf die zuriickzufordernden Beihilfebetrige fallen Zinsen an, und zwar von dem Zeitpunkt an, ab dem die
rechtswidrige Beihilfe den groflen Unternehmen als Beihilfeempfingern zur Verfugung stand, bis zu ihrer tatsdchlichen
Riickzahlung.

(3) Die Zinsen werden gemdfl Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission (*°) in der durch die
Verordnung (EG) Nr. 271/2008 der Kommission (*!) gednderten Fassung nach der Zinseszinsformel berechnet.

Artikel 4

(1) Nach Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2015/1589 erfolgt die Riickforderung der in Artikel 2 jener
Verordnung genannten Beihilfen unverziiglich ().

(2)  Tschechien stellt sicher, dass dieser Beschluss innerhalb von vier Monaten nach seiner Notifizierung umgesetzt wird.

Artikel 5

(1)  Tschechien tibermittelt der Kommission innerhalb von vier Monaten nach Notifizierung dieses Beschlusses die
folgenden Informationen:

a)  eine vollstindige Liste der Beihilfeempfanger, bei denen es sich um grofle Unternehmen im Sinne des Anhangs I der
Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission (**) handelt, die in threm Antrag keine kontrafaktische Fallkonstellation
vorgelegt und die in Artikel 2 genannte, mit dem Binnenmarkt unvereinbare Beihilfe erhalten haben,

b)  den Gesamtbetrag (Grundbetrag und Zinsen), der von diesen Empfingern zuriickzufordern ist,

¢)  eine ausfithrliche Beschreibung der Mafnahmen, die bereits getroffen wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem
Beschluss nachzukommen,

d)  Unterlagen, die belegen, dass Riickzahlungsanordnungen an die Empfinger ergangen sind.

(") Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchfithrung der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates
tiber besondere Vorschriften fir die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(ABL L 140 vom 30.4.2004, S. 1, ELL: http://data.europa.eu/elijreg/2004/7 94/0j).

(') Verordnung (EG) Nr. 271/2008 der Kommission vom 30. Januar 2008 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 zur
Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 des
EG-Vertrags (ABL. L 82 vom 25.3.2008, S. 1, ELL: http://data.europa.eu/eli/reg/2008/271/o0j).

(*) Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung
von Artikel 108 des AEUV.

(®*) Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in lindlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABL. L 327 vom 21.12.2022, S. 1, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2022/
2472/0j).
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(2)  Tschechien unterrichtet die Kommission iiber den Fortgang der getroffenen nationalen Mafinahmen zur Umsetzung
dieses Beschlusses, bis die Riickzahlung der in Artikel 2 genannten Beihilfen abgeschlossen ist. Auf Anfrage der
Kommission legt Tschechien unverziiglich Informationen iiber die Maflnahmen vor, die getroffen wurden bzw. beabsichtigt
sind, um diesem Beschluss nachzukommen. Ferner iibermittelt Tschechien ausfithrliche Angaben tiber die Beihilfebetrige
und die Zinsen, die von den groffen Unternehmen als Beihilfeempfingern bereits zuriickgezahlt wurden.

Artikel 6

Dieser Beschluss ist an die Tschechische Republik gerichtet.

Artikel 7

(1) Die Kommission kann unbeschadet des Artikels 30 der Verordnung (EU) 2015/1589 die Identitit der
Beihilfeempfinger von mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen sowie die Beihilfebetrige und Riickforderungszinsen
veroffentlichen, die gemif diesem Beschluss zuriickgezahlt wurden.

(2)  Falls dieser Beschluss vertrauliche Angaben enthilt, die nicht veroffentlicht werden sollen, werden Sie gebeten, bei der
Kommission innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Eingang des Schreibens einen mit Griinden versehenen Antrag auf
vertrauliche Behandlung zu stellen. Andernfalls geht die Kommission davon aus, dass Sie mit der Veroffentlichung des
vollstindigen Wortlauts des Beschlusses einverstanden sind. Der Antrag, in dem die entsprechenden Angaben zu
prézisieren sind, ist auf elektronischem Wege an folgende Anschrift zu richten:

EUROPAISCHE KOMMISSION
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

Stateaidgreffe@ec.europa.eu

Briissel, den 29. Juli 2025

Fiir die Kommission
Teresa RIBERA
Exekutiv-Vizeprisidentin

32/32 ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2025/2433/oj


mailto:Stateaidgreffe@ec.europa.eu

	Beschluss (EU) 2025/2433 der Kommission vom 29. Juli 2025 über die Beihilferegelung SA.51501 (2021/C) (ex 2019/NN) (ex 2018/N) Tschechiens zugunsten von großen Unternehmen, die in der landwirtschaftlichen Primärproduktion tätig sind (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2025) 5149) (Nur der tschechische Text ist verbindlich) 

